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Kreis Lippe 
 
514 Jägerprüfung 2013 
 
Die Jägerprüfung 2013 wird beim Kreis Lippe - Untere 
Jagdbehörde - wie folgt durchgeführt: 
 
Der schriftliche Teil der Jägerprüfung findet am 22. April 
2013, 15.00 Uhr, im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 
32756 Detmold, statt. 
 
Die Schießprüfung wird am 24. April 2013 und der münd-
lich-praktische Teil der Prüfung in der Zeit vom 29. April bis 
08. Mai 2013 jeweils auf dem Schießstand der Kreisjäger-
schaft Lippe e.V., Schötmarsche Str. 118, 33818 Leo-
poldshöhe-Krentrup, durchgeführt. 
 
Ein Antrag auf Zulassung zur Jägerprüfung 2013 ist spä-
testens bis zum 
 

21. Februar 2013 
 
beim Kreis Lippe, Der Landrat als untere Jagdbehörde, Fe-
lix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, einzureichen. 
 

 
Der Antragsvordruck kann dort schriftlich oder telefonisch - 
05231/62376 - angefordert werden. 
 
Für die Bewerberinnen und Bewerber, die die Schießprü-
fung und den mündlich-praktischen Teil der Prüfung oder 
einen der beiden Teile nicht bestanden haben, erfolgt eine 
einmalige Nachprüfung in der Zeit vom 03. bis 05. Septem-
ber 2013 auf dem Schießstand der Kreisjägerschaft Lippe 
e.V., Schötmarsche Str. 118, 33818 Leopoldshöhe-
Krentrup. 
 
Detmold, 14.12.2012 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
als untere Jagdbehörde 
Im Auftrag 
 
 
Wenke 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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515 Teil-Einziehung der Kreisstraße 83, Abschnitt 

5, in Dörentrup 
 
Die Kreisstraße 83 im Abschnitt 5 wird grundsätzlich von 
Anliegern genutzt und hat daher keine überörtliche Bedeu-
tung. Somit hat sie ihre Eigenschaft als öffentliche Straße 
in der Funktion einer Kreisstraße verloren und ist zum Teil 
einzuziehen. Die ursprüngliche Widmung als Kreisstraße 
wird zukünftig auf den örtlichen Anliegerverkehr beschränkt 
und durch Verkehrszeichen verdeutlicht. Die Straße bleibt 
in der Baulast des Kreises Lippe. 
 
Hiermit ziehe ich gem. § 7 (3) Straßen- und Wegegesetz 
NW die Kreisstraße 83,5 zum Teil ein: 
 
Bisherige Kreisstraße:  

K 83,5 
von NK 3920 012 nach NK 3920 006 
von Station 0,000 bis Station 1,677 

 
Neue sonstige öffentliche Straße (§ 3 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 
5 StrWG NW):  

von NK 3920 012 nach NK 3920 006 
von Station 0,000 bis Station 1,677 

 
Die Voraussetzungen des § 7 (4) Straßen- u. Wegegesetz 
NW liegen vor. 
 
Belehrung über den Rechtsbehelf 
 
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist 
schriftlich oder zur Niederschrift beim Verwaltungsgericht in 
32432 Minden, Königswall 8, einzulegen. 
Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Be-
vollmächtigten versäumt werden, so würde dessen Ver-
schulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Detmold,  den 14.12.2012 
 
 
Tölle 
Betriebsleiter 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
516 Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 

der Stadt Bad Salzuflen 
 - Aufstellungsbeschluss 
 
Beschluss des Planungs – und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 04.12.2012 
 
Die Aufstellung des Flächennutzungsplanes (FNP) der 
Stadt Bad Salzuflen wird gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit §5 Baugesetzbuch (BauGB) 
beschlossen. 
 
Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird eine Umweltprüfung durch-
geführt.  
 
Der Geltungsbereich umfasst das gesamte Stadtgebiet. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 10.12.2012 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
517 1. Änderungssatzung vom 13.12.2012 zur Sat-

zung über die Erhebung von Wochenmarktge-
bühren in der Stadt Bad Salzuflen vom 
07. Dezember 2006 

 
Auf Grund des § 71 der Gewerbeordnung (GewO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 
(BGBl. I S. 202), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2714), § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung  vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. 1994 S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geän-
dert durch Art. 1 des Gesetzes vom 18. September 2012 
(GV. NRW. S. 436), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalab-
gabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. 1969 S. 712/SGV. 610), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 13. Dezember 
2011 (GV. NRW. 2005 S. 687), § 10 Abs. 1 des Gebühren-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. August 1999 
( GV.NRW. 1999 S. 524) zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 12.Mai 2009 (GV.NRW. S. 296) sowie § 5 Abs. 4 der 
Wochenmarktsatzung der Stadt Bad Salzuflen vom 
18. November 2003 (KrBl. Lippe, 29.12.2003, S. 854-859) 
in der Fassung vom 08.07.2010 (KrBl. Lippe, 26.07.2010, 
S. 447)  hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sit-
zung am  12. Dezember 2012 folgende Änderungssatzung 
zur Satzung über die Erhebung von Wochenmarktgebüh-
ren beschlossen: 
 

§ 1 
 
Das anliegende Verzeichnis der Gebührentarife aus 
§1 Abs. 1 der Satzung bestimmt in Ziff. 1 den Gebührenta-
rif für die Inanspruchnahme der Standflächen und erhält als 
neuen Wert 0,37 €, die Zusatzgebühr aus Ziff. 2 erhält den 
neuen Wert von 4,60 € 
 
 

 
§ 2 

 
Diese Änderungssatzung zur Gebührensatzung tritt am 
01.01.2013 in Kraft.  
 
Ausgefertigt:  
 
Bad Salzuflen, den  13. Dezember 2012 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungssatzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
"Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmun-

gen oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen." 
 
Bad Salzuflen, den 13. Dezember 2012 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
gez.  
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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518 Satzung über die Festsetzung der Steuersätze 

für die Grund- und Gewerbesteuer in der Stadt 
Bad Salzuflen für das Haushaltsjahr 2013 

 
Aufgrund des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 
07.08.1973 (BGBl. I S. 965) zuletzt geändert durch Art. 38 
des Gesetzes vom 19.12.2008 (Jahressteuergesetz 2009, 
BGBL. I S. 2794) und des § 16 des Gewerbesteuergeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Oktober 2002 (BGBl. I 2002 S. 4167), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 07. Dezember 2011 
(BGBL. I S. 2592) i.V.m. § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der derzeit gültigen Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW 1994 
S. 666 ff.), hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen am 
12.12.2012 die nachstehende Hebesatz-Satzung für das 
Haushaltsjahr 2013 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Hebesätze für die Grundsteuern und für die Gewerbe-
steuer werden für das Gebiet der Stadt Bad Salzuflen wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1. für die land- und  

forstwirtschaftlichen  
Betriebe 300 v. H.  
(Grundsteuer A)  

 
1.2. für die Grundstücke  

(Grundsteuer B) 495 v. H.  
 
2. Gewerbesteuer nach  

Gewerbeertrag 445 v. H.  
 

§ 2 
 
Die Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 
 
Bad Salzuflen, den 12. Dezember 2012 
 
gez. Dr. Honsdorf 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „Satzung über die Festsetzung der Steu-
ersätze für die Grund- und Gewerbesteuer in der Stadt Bad 
Salzuflen für das Haushaltsjahr 2013“ wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 12. Dezember 2012 
 
gez. Dr. Honsdorf 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
519 22. Satzung zur Änderung der Gebührensat-

zung für die Friedhöfe der Stadt Bad Salzuflen 
vom 13.12.2012 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV NRW 1994, S. 666) - in der aktuell gültigen Fassung - 
und der §§ 1, 2, 4, und 6 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 

(GV NRW 1969, S. 712) – in der aktuell gültigen Fassung - 
und des § 29 der Satzung für die Friedhöfe der Stadt Bad 
Salzuflen vom 16.12.2008  - in der aktuell gültigen Fas-
sung – hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sit-
zung vom 12.12.2012 folgende Satzung  beschlossen: 
 
Artikel 1 
Der Gebührentarif - Nutzungsgebühren und Bestattungs-
gebühren - zur Gebührensatzung erhält folgende Fassung: 
 
Gebührentarif zur Gebührensatzung für die Friedhöfe 

der Stadt Bad Salzuflen 
Die nachfolgenden Gebühren gelten für alle Friedhöfe der 

Stadt Bad Salzuflen. 
 
A. Nutzungsgebühren 
 
 I. Reihengräber 
  a) Sarg, Erwachsene 1.099,00 € 
  b) Sarg, anonym  1.199,00 € 
  c) Sarg, Kinder bis zu 5 Jahren, 
   Totgeburten 535,00 € 
  d) Urne  705,00 € 
  e) Urne, anonym  758,00 € 
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 II. Erdbeisetzungswahlgräber 
 a) für Särge 
  pro Grabstelle (54,00 €/Jahr) 1.620,00 € 
 b) für Urnen (41,00 €/Jahr) 1.230,00 € 
 
 Überschreitung der Nutzungszeit 
 
 Wird durch die Belegung einer Grabstelle unter Be-

rücksichtigung der Ruhezeit die Nutzungsdauer (30 
Jahre) überschritten, auch wenn die Grabstelle noch 
nicht belegt war, so ist für jedes angefangene Jahr 
der Überschreitung die jeweilige Nutzungsgebühr 
für die gesamte Grabstelle zu zahlen. Bei der Wie-
derbelegung einer Grabstelle nach Ablauf der Ru-
hezeit und noch innerhalb der erworbenen Nut-
zungszeit wird für die Zeit der zweiten Ausnutzung 
keine Gebühr erhoben. 

 
 Doppel- /Mehrfachbelegung innerhalb einer Ruhe-

zeit 
 
 Für die Beisetzung einer weiteren Urne in einem 

Urnenwahlgrab oder in einem belegten Sargwahl-
grab sind für die Jahre der Ruhezeit, die durch das 
bestehende Nutzungsrecht abgedeckt sind, 2/3 der 
anteiligen Erwerbsgebühr zu zahlen (2/3 von 
54,00 € bzw. 41,00 € x Jahre). 

 Wird durch die Belegung einer Grabstelle mit einer 
zusätzlichen Urne unter Berücksichtigung der ge-
setzlichen Ruhezeit die Nutzungsdauer der Grab-
stätte überschritten, so ist für jedes angefangene 
Jahr die jeweilige volle Nutzungsgebühr für die ge-
samte Grabstelle zu zahlen. 

 
 III. Rasenwahlgräber 
 a) Sarg (45,00 €/Jahr) 1.350,00 € 
 b) Urne (36,00 €/Jahr) 1.080,00 € 
 
 Für das Überschreiten der Nutzungszeit und die 

Mehrfachbelegung innerhalb einer Ruhezeit gelten 
die Regelungen für Erdbeisetzungswahlgräber 
(A. II.) entsprechend. 

 
 IV. Urnenwandwahlgräber 
 
  Urne (36,00 €/Jahr) 1.080,00 € 
  Für das Überschreiten der Nutzungszeit und die 

Doppelbelegung innerhalb einer Ruhezeit gelten die 
Regelungen für Erdbeisetzungswahlgräber (A. II.) 
entsprechend. 

 
 V. Baumurnenwahlgräber 
  
 Urne (27,20 €/Jahr) 816,00 € 
  Für das Überschreiten der Nutzungszeit und die 

Doppelbelegung innerhalb einer Ruhezeit gelten die 
Regelungen für Erdbeisetzungswahlgräber (A. II.) 
entsprechend. 

 
 VI. Gebühr bei Rückgabe vor Ablauf der Nutzungszeit 
 a) Sarggräber 85,00 €/Jahr 
  b) Urnengräber 45,00 €/Jahr 
 
B.Bestattungsgebühren 
 
 I. Benutzung der Leichen- 
  zellen, pauschal 250,00 € 
 

 
 II. Aufbewahrung von Urnen 
  vom 4. Tag ab, je Tag 10,00 € 
 
 III. a) Nutzung einer großen 
   Friedhofskapelle 
   (Werl-Aspe, Obernberg) 495,00 € 
  b) Nutzung einer einfachen 
   Friedhofskapelle 
  (übrige Friedhöfe) 250,00 € 
 
 IV. Benutzung von Kühlräumen pro Tag 175,00 € 
 
 V. Grabbereiten und –zufüllen 
  a) Sarg - Reihengrab für 
   Erwachsene und anonym 509,00 € 
  b) Sarg - Reihengrab für 
   Kinder bis zu 5 Jahren 
   und Totgeburten 280,00 € 
  c) Sarg - Erdbeisetzungswahlgrab 831,00 € 
  d) Sarg - Rasenwahlgrab 509,00 € 
  e) Urne - Reihengrab, anonymes 
   Reihengrab, Erdbeisetzungs- 
   wahlgrab, Rasenwahlgrab 207,00 € 
  f) Urne - Urnenwand 180,00 € 
  g) Urne - Baumurne 265,00 € 
 
 VI. Zuschlag für Überstunden 124,00 € 
  Dieser Zuschlag wird für 
  Bestattungen an Freitagen 
  ab 13.00 Uhr und an Samstagen 
  erhoben. 
 
 VII. Umbettungen 
  a) Sarg – Aushebung einer 
   Leiche bis 5 Jahre 
   nach Beisetzung 678,00 € 
  b) Sarg – Aushebung einer 
   Leiche über 5 Jahre 
   nach Beisetzung 1.525,00 € 
  c) Sarg – Wiederbeisetzung 
   einer ausgehobenen Leiche  
  bis 5 Jahre nach Beisetzung 451,00 € 
  d) Sarg – Wiederbeisetzung 
   einer ausgehobenen Leiche  
  über fünf Jahre nach Beisetzung 1.011,00 € 
  e) Urne - Ausbettung  355,00 € 
  f) Urne - Wiederbeisetzung 239,00 € 
 
Artikel 2 
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.01.2013 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „22. Satzung zur Änderung der Gebüh-
rensatzung für die Friedhöfe der Stadt Bad Salzuflen“ wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
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b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen. 
 
Bad Salzuflen, den 13.12.2012 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
520 Gebührensatzung für die Abwasserbeseiti-

gung, die Entsorgung von Grundstücksent-
wässerungsanlagen, die Abfallentsorgung und 
die Straßenreinigung in der Stadt Bad Salzuf-
len vom 13.12.2012 

 
Auf Grund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV NRW 1994 S. 666) – in der aktuell gültigen Fassung – 
und der §§ 1, 2, 4, 6 und 10 des Kommunalabgabengeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21.Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 712) – in der aktuell 
gültigen Fassung – und des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) – in der aktuell  
gültigen  Fassung -  und der §§ 51 ff. des Wassergesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) vom 
25. Juni 1995 (GV NRW 1995, S. 926) – in der aktuell gül-
tigen Fassung – und des Abwasserabgabengesetzes (Ab-
wAG) vom 18.01.2005 (BGBl. I S 114 / FNA 753-9) – in der 
aktuell gültigen Fassung – und des § 10 der Satzung über 
die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen in 
der Stadt Bad Salzuflen vom 24.04.1986 – in der aktuell 
gültigen Fassung - und der  Entwässerungssatzung der 
Stadt Bad Salzuflen vom 20.10.2010 – in der aktuell gülti-
gen Fassung – und des § 9 des Abfallgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG) vom 21. Juni 1988 
(GV NRW 1988 S. 250) – in der aktuell gültigen Fassung – 
und des § 21 der Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Stadt Bad Salzuflen vom 16.05.2012 – in der aktuell gülti-
gen Fassung -  und der §§ 3 und 4 des Straßenreinigungs-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (StrReinG 
NRW) vom 18. Dezember 1975 (GV NRW 1975 S. 706; 
ber. 1976 S. 12) – in der aktuell gültigen Fassung – und 
des § 6 der Satzung über die Straßenreinigung in der Stadt 
Bad Salzuflen vom 15.12.2010 – in der aktuell gültigen 
Fassung - hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner 
Sitzung vom 12.12.2012 folgende Satzung beschlossen: 
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Abschnitt I 
Gebührenrechtliche Regelungen zur 

Abwasserbeseitigung 
 

§ 1 
Abwassergebühren 

 
(1) Für die Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwas-

seranlage erhebt die Stadt Bad Salzuflen nach 
§§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW Abwassergebühren (Benut-
zungsgebühren) zur Deckung der Kosten i.S.d. 
§ 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Verbandslasten nach 
§ 7 KAG NRW.  

 
(2) In die Abwassergebühr wird nach § 65 LWG NRW 

eingerechnet:  
 

- die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der 
Stadt (§ 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW) 

- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Nie-
derschlagswasser (§ 65 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. 
§ 64 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW), 

- die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbän-
den auf die Stadt umgelegt wird ( § 65  Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 LWG NRW).  

 
(3) Die Abwasserabgabe für Kleineinleiter (§ 65 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 2 i.V.m. Abs. 1 Satz 1 LWG NRW) wird im 
Rahmen der Gebührenerhebung nach der Zahl der 
Bewohner des Grundstückes, die am 30. Juni des 
dem Erhebungszeitraum vorhergehenden Jahres dort 
mit erstem Wohnsitz gemeldet waren, von denjenigen 
erhoben, die keine Kleinkläranlage haben, die den 
Anforderungen des § 57 LWG NRW entspricht. 

 
(4) Die Abwassergebühr ruht als öffentliche Last auf dem 

Grundstück (§6 Abs. 5 KAG NRW). 
 

§ 2 
Gebührenmaßstäbe 

 
(1) Die Gemeinde erhebt getrennte Abwassergebühren 

für die Beseitigung von Schmutzwasser und Nieder-
schlagswasser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Ein-
leiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln sowie 
das Entwässern von Klärschlamm im Zusammenhang 
mit der Beseitigung des Abwassers). 

 
(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem 

Frischwassermaßstab (§ 3). 
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(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf der 

Grundlage der Quadratmeter der bebauten (bzw. 
überbauten) und/oder befestigten Fläche auf den an-
geschlossenen Grundstücken, von denen Nieder-
schlagswasser abflusswirksam in die gemeindliche 
Abwasseranlage gelangen kann (§ 4). 

 
§ 3 

Schmutzwassergebühr 
 
(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge 

des häuslichen und gewerblichen Schmutzwassers 
berechnet, das der Abwasseranlage von den ange-
schlossenen Grundstücken zugeführt wird. Berech-
nungseinheit ist der Kubikmeter (m³) Schmutzwasser. 

 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt: 
 

a) die dem Grundstück von öffentlichen Wasserver-
sorgungsunternehmen zugeführte Frischwasser-
menge (§ 3 Abs.3) und 

 
b) die dem Grundstück durch private Wasserversor-

gungsanlagen (z. B. Brunnen) zugeführte Was-
sermenge (§ 3 Abs. 4) 

 
 abzüglich der nachgewiesenen auf dem Grund-

stück verbrauchten oder zurückgehaltenen Was-
sermenge, soweit sie 15 m³/Jahr übersteigt.  

 
(3) Als Wassermenge nach §3 Abs. 2 Buchstabe a) gilt 

die für die Erhebung des Wassergeldes zugrunde ge-
legte Verbrauchsmenge, die durch Wasserzähler er-
mittelt wurde.  

 
(4) Bei der Wassermenge aus privaten Versorgungsan-

lagen (z.B. privater Brunnen) hat der Gebührenpflich-
tige jeweils bis zum 31. Januar für das abgelaufene 
Kalenderjahr den Mengennachweis durch einen auf 
seine Kosten eingebauten und ordnungsgemäß funk-
tionierenden Wasserzählers zu führen. 

 
(5) Weist der Gebührenpflichtige die nach Abs. 4 maß-

gebende Wassermenge nicht nach oder zeigt der 
Wasserzähler nicht richtig an, so wird die Wasser-
menge von der Stadt Bad Salzuflen geschätzt. Die 
Schätzung erfolgt bei Wohngrundstücken unter Be-
rücksichtigung der für das Grundstück mit 1. und 2. 
Wohnsitz gemeldeten Personen. Es wird dabei ein 
durchschnittlicher Wasserverbrauch von 40 m³ je Per-
son und Jahr zugrunde gelegt. Bei nicht ausschließ-
lich zu Wohnzwecken genutzten Grundstücken ist ein 
auf Kosten des Gebührenpflichtigen eingebauter, 
ordnungsgemäß funktionierender Wasserzähler er-
forderlich. Ausnahmsweise ist bei diesen Grundstü-
cken eine zuverlässige Schätzung nur möglich, wenn 
der Stadt nachprüfbare Unterlagen vorliegen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(6) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden 

die auf dem Grundstück nachweisbar verbrauchten 
oder zurückgehaltenen Wassermengen auf Antrag 
des Gebührenpflichtigen abgezogen. Von dem Abzug 
sind Wassermengen bis zu 15 m³ ausgeschlossen. 
Der Gebührenpflichtige ist verpflichtet, den Nachweis 
der verbrauchten oder zurückgehaltenen Wasser-
mengen durch einen auf seine Kosten eingebauten, 
ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzähler zu 
führen. Ist der Einbau eines Wasserzählers im Einzel-
fall nicht zumutbar, so hat der Gebührenpflichtige den 
Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu führen. 

 
(7) Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung 

wird auf Antrag abweichend von Abs. 2 als Schmutz-
wassermenge ein Wasserverbrauch von 40 m³ je 
Person und Kalenderjahr zugrunde gelegt (personen-
bezogener Maßstab). Maßgebend ist die Zahl der am 
1. eines Monats für das Grundstück mit erstem 
und/oder zweitem Wohnsitz gemeldeten Personen. 

 
(8) Anträge nach Abs. 6 sind spätestens bis zum Ablauf 

der Klagefrist gegen den Gebührenbescheid bzw. die 
Jahresverbrauchsabrechnung bei der Stadt Bad Sal-
zuflen zu stellen. 

 
(9) Wird von einem Grundstück vorgeklärtes Abwasser 

oder Wasser, das nicht Niederschlagswasser ist (z. B. 
Drainagewasser), in die öffentliche Abwasseranlage 
eingeleitet, ohne dass es anschließend in einer Klär-
anlage behandelt wird, wird eine Gebühr nach 
§ 8 Abs. 1 Ziff. 1.2 erhoben. 

 
 Dies gilt nicht für Grundstücke mit industriellen oder 

sonstigen gewerblichen Betrieben, bei denen die Vor-
klärung oder Vorbehandlung lediglich bewirkt, dass 
die Abwässer dem durchschnittlichen Verschmut-
zungsgrad und der üblichen Verschmutzungsart der 
eingeleiteten Abwässer entsprechen. 

 
§ 4 

Niederschlagswassergebühr 
 
(1) Die Niederschlagswassergebühr einschl. Abwasser-

abgabe wird nach der bebauten (bzw. überbauten) 
und befestigten Grundstücksfläche, soweit diese lei-
tungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abfluss-
wirksam in die gemeindliche Abwasseranlage gelan-
gen kann, berechnet. 

 
 Berechnungseinheit ist ein Quadratmeter (m²) bebau-

te (bzw. überbaute) und/oder befestigte Grundstücks-
fläche. Maßgeblich ist die am 1. eines Monats ange-
schlossene Grundstücksfläche. 

 
 Als angeschlossen gelten auch diejenigen bebauten 

(bzw. überbauten) und befestigten Flächen, von de-
nen Niederschlagswasser oberirdisch auf Grund des 
Gefälles über befestigte Flächen des betreffenden 
Grundstückes oder von Nachbargrundstücken, insbe-
sondere über öffentliches Straßenland in die Abwas-
seranlage gelangen kann. 
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(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten 

Flächen werden im Weg der Befragung der Eigentü-
mer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt. Der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Gemeinde 
auf Anforderung die Quadratmeterzahl der bebauten 
(bzw. überbauten) und/oder befestigten abflusswirk-
samen Flächen auf seinem Grundstück mitzuteilen. 
Kommt der Grundstückseigentümer seiner Mitwir-
kungspflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück 
keine geeigneten Angaben des Grundstückseigentü-
mers vor, wird die bebaute (bzw. überbaute) und/oder 
befestigte Fläche von der Gemeinde geschätzt. 

 
(3) Veränderungen in der Größe der bebauten (bzw. 

überbauten) und befestigten Grundstücksflächen 
werden vom ersten Tage des der Veränderung fol-
genden Monats an berücksichtigt. Der Gebühren-
pflichtige hat die Veränderungen innerhalb von 2 Mo-
naten der Stadt Bad Salzuflen schriftlich mitzuteilen. 

 
(4) Dauerhaft begrünte Dachflächen (z. B. Gras Dach) 

werden bei der Bemessung der Gebühr nur zur Hälfte 
als bebaute Fläche berücksichtigt. 

 
(5) Grundstücksflächen, die mit wasserdurchlässigen 

(ökologischen) Pflastersystemen bedeckt sind, wer-
den bei entsprechendem Nachweis über die Wasser-
durchlässigkeit und fachgerechtem Einbau nur zu 50 
v. H. als befestigte Fläche in Ansatz gebracht. 

 
(6) Für Niederschlagswasser, das in einer Regenwas-

sernutzungsanlage aufgefangen und als Brauchwas-
ser (z. B. für Waschmaschine, WC-Spülung) verwen-
det und dem Schmutzwasserkanal (bzw. Mischwas-
serkanal) zugeleitet wird, wird die Schmutzwasserge-
bühr nach den Berechnungsgrundlagen für die Nie-
derschlagswassergebühr erhoben. Es werden die be-
bauten bzw. überbauten und befestigten Flächen zu-
grunde gelegt, von denen das Niederschlagswasser 
ganz oder teilweise in der Regenwassernutzungsan-
lage aufgefangen wird. 

 
§ 5 

Gebühr für das Auspumpen und Abfahren 
von Fäkalschlamm, sowie Entsorgung von Abwasser 

aus abflusslosen Gruben 
 
(1) Für das Abfahren und die Behandlung von Klär-

schlamm aus Kleinkläranlagen und das Auspumpen 
und Abfahren der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gru-
ben in das Klärwerk wird die Gebühr nach der abge-
fahrenen Menge pro m³ erhoben. 

 
(2) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Zeitpunkt des 

Auspumpens. 
 
(3) Gebührenpflichtiger ist der Grundstückseigentümer, 

der Erbbauberechtigte oder der sonst zur Nutzung 
des Grundstücks dinglich berechtigte, auf dessen 
Grundstück die Kleinkläranlage oder die abflusslose 
Grube betrieben wird. 

 
 
 
 
 
 
 

 
Abschnitt II 

Gebührenrechtliche Regelungen zur 
Abfallentsorgung 

 
§ 6 

Bemessung der Abfallentsorgungsgebühren 
 
(1) Die Abfallentsorgungsgebühr besteht aus zwei Kom-

ponenten: 
 

a) Grundgebühr je Haushalt bzw. Grundgebühr je 
Betrieb 
und 

b) Behältergebühr 
 Die Behältergebühr wird nach Art, Größe und Zahl 

der Abfallbehälter sowie nach der Häufigkeit der 
Entleerungen bemessen. 

 
(2) Ein Haushalt liegt dann vor, wenn eine Einzelperson 

oder mehrere Personen in einer in sich abgeschlos-
senen Wohneinheit gemeinsam wohnen und gemein-
sam wirtschaften. 

 
 Im Zweifelsfall ist dies durch den Gebührenpflichti-

gen nachzuweisen. 
 
(3) Zu den Betrieben zählen insbesondere: 
 

- Gewerbe- und Industriebetriebe 
- öffentliche und private Einrichtungen (Kranken-

häuser, Altenheime, Schulen, Kindergärten) 
- Verwaltungen, Sparkassen und Banken, Versiche-

rungen 
- Hotels und Pensionen, Restaurants, Gaststätten, 

Cafes, Imbissstuben 
- Einzelhandelsgeschäfte, Bäckereien, Metzgerei-

en, Friseurgeschäfte u.ä. 
- Handwerksbetriebe 
- Berufe mit Geschäfts- und Praxisräumen 
- Sonstige, nicht ausschließlich zu Wohnzwecken 

dienende Grundstücke 
 
(4) Die Abfallentsorgung ruht als öffentliche Last auf dem 

Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG NRW). 
 

Abschnitt III 
Gebührenrechtliche Regelungen zur 

Straßenreinigung 
 

§ 7 
Bemessung der Straßenreinigungsgebühren 

 
(1) Maßstab für die Benutzungsgebühr sind die Grund-

stücksseite entlang der Straße, durch die das Grund-
stück erschlossen ist (Frontlänge), die Straßenart und 
die Zahl der wöchentlichen Reinigungen. Grenzt ein 
durch die Straße erschlossenes Grundstück nicht o-
der nicht mit der gesamten der Straße zugewandten 
Grundstücksseite an diese Straße, so wird an Stelle 
der Frontlänge bzw. zusätzlich zur Frontlänge die der 
Straße zugewandte Grundstücksseite zugrunde ge-
legt. Zugewandte Grundstücksseiten sind diejenigen 
Abschnitte der Grundstücksbegrenzungslinie, die mit 
der Straßengrenze parallel oder in einem Winkel von 
weniger als 45 Grad verlaufen. 
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 Ist keine derartige zugewandte Grundstücksseite vor-

handen, so gilt als der Straße zugewandt, diejenige 
Grundstücksseite, die sich dem parallelen Verlauf am 
meisten nähert.  

 
(2) Grenzt ein durch die Straße erschlossenes Grund-

stück nicht oder nur zum Teil an diese Straße und 
weist es im Übrigen keine der Straße zugewandte 
Grundstücksseite auf, so wird die Frontlänge bzw. 
Grundstücksseite zugrunde gelegt, die sich bei einer 
gedachten Verlängerung dieser Straße in gerader Li-
nie ergeben würde. 

 
(3) Liegt ein Grundstück an mehreren zu reinigenden 

Straßen, so werden die Grundstücksseiten an den 
Straßen zugrunde gelegt, durch die eine wirtschaftli-
che oder verkehrliche Nutzung des Grundstücks mög-
lich ist; bei abgeschrägten oder abgerundeten Grund-
stücksgrenzen wird der Schnittpunkt der geraden Ver-
längerung der Grundstücksgrenzen zugrunde gelegt. 

 
(4) Grenzt ein Grundstück mit verschiedenen Grund-

stücksseiten an verschiedene befahrbare Straßenteile 
derselben mit Kraftfahrzeugen befahrbaren Erschlie-
ßungsanlage, so wird die längste Grundstücksseite 
von den an die verschiedenen Straßenabschnitte 
grenzenden Grundstücksseiten als Frontlänge zur 
Bemessung der Straßenreinigungsgebühr zugrunde 
gelegt. 

 
(5) Bei der Feststellung der Grundstücksseiten werden 

Bruchteile eines Meters bis zu 50 cm einschließlich 
abgerundet und über 50 cm aufgerundet. 

 
(6) Die Straßenreinigungsgebühr ruht als öffentliche Last 

auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG NRW). 
 

Abschnitt IV 
Gemeinsame Bestimmungen 

 
§ 8 

Gebührensätze 
 
(1) Die Gebührensätze betragen: 
 
1. für die Grundstücksentwässerung 
 
 - Schmutzwassergebühr - 
 
1.1 bei der Einleitung von ungeklärten Abwässern je m³ - 
 einschließlich Abwasserabgabe – 2,74 € 
 
1.2 bei Einleitung von vorgeklärten Abwässern je m³ - 

einschließlich Abwasserabgabe –  1,37 € 
 
 - Niederschlagswassergebühr –  
 
1.3 für das Einleiten von Niederschlagswasser je m² an-

geschlossene bebaute und befestigte Fläche jährlich 
einschließlich Abwasserabgabe (Niederschlagswas-
serpauschale gem. § 7 Abwasserabgabengesetz) 

 0,53 € 
2. z. Z. frei  
 
3. für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungs-

anlagen je m³ abgefahrenen Grubeninhaltes 
 42,49 € 
 

 
4. z. Z. frei 
 
5. für die Abfalllentsorgung 
 
5.1.1  Grundgebühr je Haushalt jährlich 24,00 € 
 
5.1.2. Grundgebühr je Betrieb jährlich 12,00 € 
 
5.2 Die Behältergebühr für einen Restmüllbehälter 
 - incl. Behältermiete - beträgt: 
 

- bei 4-wöchentlicher Entleerung – 
 
5.2.1 60 l Restmüllbehälter jährlich 50,40 € 
 
5.2.2 80 l Restmüllbehälter jährlich 58,08 € 
 
5.2.3  120 l Restmüllbehälter jährlich 73,32 € 
 
5.2.4 240 l Restmüllbehälter jährlich 118,80 € 
 

- bei 14-täglicher Entleerung – 
 
5.2.5 60 l Restmüllbehälter jährlich 121,20 € 
 
5.2.6 80 l Restmüllbehälter jährlich 136,32 € 
 
5.2.7 120 l Restmüllbehälter jährlich 166,56 € 
 
5.2.8 240 l Restmüllbehälter jährlich 257,40 € 
 
5.3 Die Behältergebühr für eine Biotonne 
 - incl. Behältermiete 
 - beträgt: 
 

- bei 14-täglicher Entleerung – 
 
5.3.1. 60 l Biotonne jährlich 38,40 €  
 
5.3.2 80 l Biotonne jährlich 47,40 € 
 
5.3.3 120 l Biotonne jährlich 64,80 € 
 
5.3.4 240 l Biotonne jährlich 117,60 € 
 
 Bei der Befreiung vom Anschluss- und Benut-

zungszwang für die Biotonne entfällt die Behälter-
gebühr für die Biotonne 

 
5.4 Die Behältergebühr für eine Halbjahresbiotonne 
 - incl. Behältermiete – beträgt: 
 
5.4.1 80 l Halbjahresbiotonne jährlich 27,65 € 
 
5.4.2  120 l Halbjahresbiotonne jährlich 37,80 € 
 
5.4.3 240 l Halbjahresbiotonne jährlich 68,60 € 
 
 Die Halbjahresbiotonne wird 14-täglich in den Mo-

naten Mai bis einschließlich November entleert. 
Sie kann nur zusätzlich zur Mindestbehälteraus-
stattung eines Grundstücks nach § 11 Abs. 2 der 
Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 
Bad Salzuflen benutzt werden. 
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5.5 Die Behältergebühr 
 je 770 l-Container 
 
 - ohne Behältermiete - beträgt: 
 
5.5.1 bei 4-wöchentlicher jährlich 405,00 € 
 Entleerung 
 
5.5.2 bei 14-täglicher jährlich 812,40 € 
 Entleerung 
 
5.5.3 bei wöchentlicher  jährlich 1.627,20 € 
 Entleerung 
 
5.5.4 bei wöchentlich jährlich 3.249,60 € 
 zweimaliger Entleerung 
 
5.5.5 bei Entleerung je Entleerung 39,50 € 
 auf Abruf 
 
5.6 Die Behältergebühr je 1.100 l-Container 
 
 - ohne Behältermiete - beträgt: 
 
5.6.1 bei 4-wöchentlicher jährlich 514,20 € 
 Entleerung 
 
5.6.2 bei 14-täglicher jährlich 1.030,80 € 
 Entleerung 
 
5.6.3  bei wöchentlicher jährlich 2.064,00 € 
 Entleerung 
 
5.6.4  bei wöchentlich jährlich 4.122,00 € 
 zweimaliger Entleerung 
 
5.6.5 bei Entleerung je Entleerung 48,50 € 
 auf Abruf 
 
5.7 Die Mietgebühr je 
 770 l-Container bzw. 
 1.100 l-Container 
 
 beträgt jährlich 71,28 € 
 
5.8  Für den Umtausch, die Auslieferung und den Ein-

zug eines Abfallbehälters, der auf Antrag des Ge-
bührenpflichtigen erfolgt, wird eine Gebühr von 
14,00 € erhoben.  

 
 Die Gebühr für den Umtausch/ Auslieferung/ Ein-

zug eines zweiten oder eines weiteren Behälters 
auf dem selben Grundstück beträgt 6,00 €.  

 
 Bei Selbstabholung von Abfallbehältern wird eine 

Gebühr in Höhe von 7,00 € je Umtausch festge-
setzt. 

 
 Diese Regelung gilt nicht bei erstmaliger Ausliefe-

rung eines Abfallbehälters oder bei einer system-
bedingten oder satzungsmäßig begründeten Um-
stellung.  

 
 
 
 
 
 

 
5.9 Die Abfallentsorgungsgebühr 3,60 € 
 für einen 70 l-Abfallsack beträgt 
 
6. für die Straßenreinigung bei einer jeweils einmali-

gen wöchentlichen Reinigung je Meter Grund-
stücksseite jährlich 

 
6.1 in der Fußgängerzone A 3,37 € 
 
6.2 in der Fußgängerzone B 3,15 € 
 
6.3  für verkehrsberuhigte Straßen 2,87 € 
 - Innenstadtbereich -  
 
6.4 für Straßen, die 1,17 € 
 Vorwiegend dem Anliegerverkehr 
 dienen  
 
6.5 für Straßen des innerörtlichen Verkehrs 1,04 € 
 
6.6 für Straßen des überörtlichen Verkehrs  0,91 € 
 
6.7 für die Winterwartung wird zusätzlich eine Benut-

zungsgebühr erhoben. 
 Die Benutzungsgebühr je Meter Grundstücksseite 

beträgt jährlich: 
 

a) für Straßen nach Ziffer 6.1 und 6.2 3,29 € 
 
b) für Straßen nach Ziffer 6.3 2,21 € 
 
c) für Straßen nach Ziffer 6.4 - 6.6 0,51 € 

 
 Bei mehrfacher Reinigung vervielfacht sich die 

Gebühr entsprechend. 
 
(2) Die Reinigung in den Fußgängerzonen erfasst die 

volle Breite. 
 Die Zugehörigkeit einer Straße zu den in Abs. 1 Ziffer 

6 genannten Straßenarten sowie die Anzahl der wö-
chentlichen Reinigungen in den einzelnen Straßen 
ergeben sich aus dem Straßenverzeichnis zur Sat-
zung über die Straßenreinigung (Straßenreinigungs-
satzung) der Stadt Bad Salzuflen. 

 
§ 9 

Gebührenpflichtige 
 
(1) Gebührenpflichtig sind 
 

1. der Eigentümer des an die städtische Einrichtung 
angeschlossenen Grundstückes bzw. im Falle der 
Straßenreinigungsgebühren der Eigentümer des 
durch die Straße erschlossenen Grundstückes, 

 
2. bei der Entsorgung von Grundstücksentwässe-

rungsanlagen der Eigentümer des Grundstückes 
im Zeitpunkt der Entsorgung, 

 
3. beim Erwerb eines Abfallsackes der Erwerber, 
 
4. der Straßenbaulasträger für die Straßenoberflä-

chenentwässerung.  
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 877 
 

 

 
(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, 

so ist der Erbbauberechtigte an Stelle des Eigentü-
mers gebührenpflichtig. Daneben sind der Nießbrau-
cher und sonstige zur Nutzung des Grundstückes 
dinglich Berechtigte sowie der Inhaber eines auf dem 
Grundstück befindlichen Betriebes gebührenpflichtig. 
Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 

 
(3) Bei Wohnungseigentum sind die Wohnungseigentü-

mer als Teileigentümer des Grundstücks, vertreten 
durch den von ihr zu bestellenden Verwalter 
(§ 26 WoEigG), gebührenpflichtig. Die einzelnen 
Wohnungseigentümer haften für die grundstücksbe-
zogenen Benutzungsgebühren gesamtschuldnerisch. 

 
(4) Hat anstelle des Grundstückseigentümers oder Erb-

bauberechtigten der Mieter oder Pächter die Bezah-
lung des Wassergeldes übernommen, so hat dieser 
abweichend von Abs. 1 Ziff. 1 auch die Schmutzwas-
sergebühr zu entrichten. 

 
§ 10 

Eigentumswechsel 
 
(1) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Ei-

gentümer vom Beginn des Monats gebührenpflichtig, 
der dem Monat der Rechtsänderung folgt. Das gilt 
entsprechend für sonstige Gebührenpflichtige. 

 
(2) Der bisherige und der neue Eigentümer sind ver-

pflichtet, den Eigentumswechsel innerhalb von 4 Wo-
chen der Stadt Bad Salzuflen anzuzeigen. Der bishe-
rige Gebührenpflichtige haftet gesamtschuldnerisch 
für die Zahlung der Gebühren, die bis zu dem Zeit-
punkt entstanden sind, zu dem die Stadt Bad Salzuf-
len Kenntnis von der Rechtsänderung erhält. 

 
§ 11 

Entstehung, Änderung und Beendigung der 
Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit Beginn des Monats, 

in dem das Grundstück an die städtische Einrichtung 
angeschlossen bzw. die Straßenreinigung durchge-
führt wird. Sie endet mit Ablauf des Monats, in dem 
der Anschluss entfällt bzw. die Straßenreinigung ein-
gestellt wird. 

 
(2) Abweichend von Abs. 1 entsteht die Gebührenpflicht 

in den Fällen 
 

a) des § 8 Abs. 1 Ziff. 3.1 und 3.2 mit der Abfuhr, im 
Falle des § 8 Abs. 1 Ziff. 3.3. mit der vergeblichen 
Anfahrt, 

 
b) des § 8 Abs. 1 Ziff. 5.9 mit der Ausgabe des Ab-

fallsackes. 
 
c) Die Gebührenpflicht für Kleineinleiter nach 

§ 8 Abs. 1 Ziff. 2 entsteht jährlich mit Beginn des 
Jahres, für das die Abwasserabgabe zu entrichten 
ist, für neue Einleitungen mit Beginn der Einlei-
tung. 

 
 
 
 
 

 
(3) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. Beginnt die 

Gebührenpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so 
wird die Benutzungsgebühr nur für den Restteil des 
Jahres erhoben. 

 
(4) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung der 

Gebühr, so mindert oder erhöht sich die Gebühr vom 
Ersten des auf die Änderung folgenden Monats an. 
Veränderungen oder Ereignisse, die auf den Grund 
oder die Höhe der Gebühr von Einfluss sein können, 
sind innerhalb von 4 Wochen nach Eintritt der Stadt 
Bad Salzuflen anzuzeigen. 

 
(5) Wird die Abfallbeseitigung oder die Straßenreinigung 

infolge von Betriebsstörungen, Baustellen, Witte-
rungseinflüssen oder sonstigen von der Stadt Bad 
Salzuflen nicht zu vertretenden Gründen bis zu drei 
Monaten eingeschränkt oder verspätet durchgeführt, 
so besteht kein Anspruch auf Gebührenminderung. 

 
(6) Unterbleibt die der Stadt Bad Salzuflen obliegende 

Abfallentsorgung bei vorübergehenden Einschrän-
kungen, Unterbrechungen oder Verspätungen infolge 
von Betriebsstörungen, Streiks, betriebsnotwendigen 
Arbeiten oder behördlichen Verfügungen, werden die 
erforderlichen Maßnahmen so bald wie möglich 
nachgeholt. In diesen Fällen besteht kein Anspruch 
auf Ermäßigung der Gebühren oder auf Schadenser-
satz. 

 
§ 12 

Heranziehung und Fälligkeit 
 
(1) Die Heranziehung der Gebührenpflichtigen zu den 

Gebühren und Abgaben erfolgt durch schriftlichen 
Bescheid der Stadt Bad Salzuflen. 

 
(2) Abweichend von Abs. 1 ist die Stadt Bad Salzuflen 

berechtigt, die Schmutzwassergebühren und Voraus-
zahlungen nach § 8 Abs. 1 Ziff. 1.1 und 1.2 mit der 
Hilfe des zuständigen Wasserversorgers oder eines 
anderen, von ihr beauftragten Dritten zu bedienen. 

 
 Für die Wassermenge nach § 3 Abs. 2 Buchst. a) wird 

der Wasserverbrauch zugrunde gelegt, der für das 
Erhebungsjahr abgelesen wird. In den Fällen, in de-
nen die Ablesezeiträume mit den Veranlagungszeit-
räumen nicht übereinstimmen, sind Umrechnungen 
auf die entsprechenden Monate vorzunehmen. Bis 
zur Jahresverbrauchsabrechnung, die nach Ablauf 
des Erhebungsjahres erfolgt, werden Vorauszahlun-
gen nach den Fälligkeitsterminen der Stadtwerke Bad 
Salzuflen GmbH erhoben. 

 
 Die Höhe der Vorauszahlungen bemisst sich nach der 

Abwassermenge in der letzten Jahresverbrauchsab-
rechnung oder nach einer geschätzten Jahresabwas-
sermenge. 

 
 Bei eigener Wasserförderung (§ 3 Abs. 2 Buchstabe 

b) und bei landwirtschaftlichen Betrieben (§ 3 Abs. 7) 
erfolgt die Heranziehung durch die Stadt Bad Salzuf-
len. 

 
(3) Die Gebühren und Abgaben werden einen Monat 

nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. Erfolgt eine 
Anforderung zusammen mit der Grundsteuer, so gilt 
deren Fälligkeit (§ 28 Grundsteuergesetz). 



878 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
(4) Die Gebühren nach § 8 Abs. 1 Ziffer 5.9 werden mit 

der Ausgabe des Abfallsackes fällig. 
 

§ 13 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Errech-

nung der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu ertei-
len, insbesondere die Größe der angeschlossenen 
bebauten und befestigten Grundstücksfläche nach § 4 
anzugeben, und zu dulden, dass Beauftragte der 
Stadt Bad Salzuflen das Grundstück betreten, um die 
Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu über-
prüfen. 

 
(2) Die Datenerhebung, Datenspeicherung und Daten-

nutzung erfolgt zur ordnungsgemäßen Erfüllung der 
Aufgaben der Gemeinde (z.B. Planung und ausrei-
chende Dimensionierung der öffentlichen Kanäle), zur 
verursachergerechten Abrechnung und zum Nach-
weis der rechtmäßigen Erhebung. Insoweit hat der 
Grundstückseigentümer als Gebührenschuldner den 
damit verbundenen Eingriff in das Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung zu dulden. 

 
§ 14 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften der 
§§ 3 Abs. 3, 10 Abs. 2 S. 1, 11 Abs. 4 S. 2 können nach 
§ 20 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe b und Abs. 3 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen mit 
einer Geldbuße geahndet werden. 
 

§ 15 
Billigkeitsregelungen 

 
Für die Billigkeitsmaßnahmen gelten die Vorschriften der 
Abgabenordnung in Verbindung mit § 12 Abs. 1 Nr. 5 KAG 
NRW. 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. 
 
Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Gebührensatzung für die 
Abwasserbeseitigung, die Entsorgung von Grundstück-
sentwässerungsanlagen, die Abfallentsorgung und die 
Straßenreinigung in der Stadt Bad Salzuflen vom 
01. Januar 1994 (KrBl. Lippe vom 07.12.93, S. 730-734), 
zuletzt geändert durch Satzung vom 30.03.2012, außer 
Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende „Gebührensatzung für die Abwasserbesei-
tigung, die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsan-
lagen, die Abfallentsorgung und die Straßenreinigung in 
der Stadt Bad Salzuflen“ wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-

mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen. 
 
Bad Salzuflen, den 13.12.2012 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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521 Satzung über die Benutzung und die Gebühren 

der Stadtbücherei Bad Salzuflen vom 
17.12.2012 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666 / SGV.NW.2023) in 
Verbindung mit den §§ 4 und 6 des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21.Oktober 1969 (GV. NW. S. 712 / SGV.NW.610) jeweils 
in der z. Zt. gültigen Fassung hat der Rat der Stadt Bad 
Salzuflen in seiner Sitzung am 12.12.2012 folgende Sat-
zung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Stadtbücherei ist eine öffentliche Einrichtung 

der Stadt Bad Salzuflen. Sie dient der allgemeinen 
Bildung, der Aus- und Fortbildung, der Information 
und der Freizeitgestaltung.  

(2) Die Benutzung der Stadtbücherei ist allen gestattet 
und richtet sich nach den Bestimmungen des öf-
fentlichen Rechts.  

(3) Für die Benutzung werden Gebühren nach dieser 
Satzung erhoben.  

(4) Die Stadtbücherei kann für die Benutzung einzelner 
Teileinrichtungen besondere Bestimmungen vorse-
hen. 

 
§ 2 

Anmeldung 
 
(1) Wer die Stadtbücherei benutzen möchte, meldet 

sich persönlich unter Vorlage seines Personalaus-
weises oder Passes mit Meldebescheinigung an. 

 Die Angaben werden unter Beachtung der gelten-
den gesetzlichen Datenschutzbestimmungen elekt-
ronisch gespeichert. 

(2) Kinder und Jugendliche, die das 16. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, bedürfen der schriftli-
chen Erlaubnis ihrer Eltern oder der/des Erzie-
hungsberechtigten.  

(3) Mit der Anmeldung werden die Bestimmungen der 
Benutzungsordnung anerkannt.  

(4) Juristische Personen, Personenvereinigungen, Bil-
dungsinstitute und Dienststellen können die Stadt-
bücherei im Rahmen der Satzung durch von ihnen 
schriftlich bevollmächtigte Personen benutzen.  

(5) Nach der Anmeldung wird ein Büchereiausweis 
ausgestellt, der nicht übertragbar ist und Eigentum 
der Stadt bleibt. Er ist nur gültig nach Zahlung der 
Benutzungsgebühr.  

(6) Ein Verlust des Büchereiausweises und Änderung 
der Anschrift oder des Namens der eingetragenen 
Person sind der Stadtbücherei unverzüglich mitzu-
teilen.  

(7) Der Büchereiausweis ist zurückzugeben, wenn die 
Stadtbücherei es verlangt oder die Voraussetzun-
gen für die Benutzung nicht mehr gegeben sind. 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
§ 3 

Entleihung, Verlängerung, Vormerkung 
 
(1) Bei jeder Entleihung von Medieneinheiten (Bücher, 

Zeitschriften, Spiele, audiovisuelle und digitale Me-
dien) ist der gültige Büchereiausweis vorzulegen. 
Er ist ferner jederzeit auf Verlangen vorzuzeigen.  

(2) Die Leihfrist beträgt für Bücher, Spiele, Tonkasset-
ten, 

 
 CDs und CD-ROMs,  

PC- und Konsolenspiele 
 
Medien des Bestsellerservices: 
Romane  
Sachliteratur  

4 Wochen 
 
 
 
 
 
2 Wochen 
4 Wochen 

  
Zeitschriften 

 
2 Wochen 

  
DVDs 

 

 - Kinderfilme, Spielfilme 2 Öffnungstage 
 - Sachfilme 

 
eAusleihe 
eBooks und eAudio 
ePaper 
eMagazin 

2 Wochen 
 
 
2 Wochen 
1 Stunde 
3 Tage 
 

 Präsenzbestände werden nicht ausgeliehen.  
Die Stadtbücherei behält sich im Einzelfall vor, an-
dere Leihfristen festzulegen. Das jeweils geltende 
Rückgabedatum kann der Ausleihquittung ent-
nommen werden. 

(3) Die Entleihung und die Verlängerung der Leihfrist 
von DVDs und Medien des Bestsellerservices sind 
gebührenpflichtig. 

(4) Die entliehenen Medien sind der Stadtbücherei 
fristgerecht unaufgefordert zurückzugeben.  

(5) Die Weitergabe der entliehenen Medien an Dritte 
ist unzulässig.  

(6) Die Leihfrist kann vor Ablauf auf Antrag verlängert 
werden, wenn die Medieneinheit nicht vorbestellt 
ist. Die Leihfrist kann maximal dreimal verlängert 
werden.  

(7) Ausgeliehene Medien können gegen Gebühr vor-
bestellt werden.  

(8) Die Stadtbücherei ist berechtigt, entliehene Medien 
jederzeit, auch vor Ablauf der Leihfrist, zurückzu-
fordern. (9) Abs. 7 und 8 gelten nicht für Medien 
des Bestsellerservices. Die Leihfrist kann bei Medi-
en des Bestsellerservices nur einmal gebühren-
pflichtig verlängert werden. 

 (9) Abs. 7 und 8 gelten nicht für Medien des Best-
sellerservices. Die Leihfrist kann bei Medien des 
Bestsellerservices nur einmal gebührenpflichtig ver-
längert werden. 
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§ 4 

Überschreiten der Leihfrist 
 
(1) Die ausgeliehenen Medien müssen spätestens am 

letzten Tag der Ausleihfrist zurückgegeben werden. 
 Erfolgt die Rückgabe nicht rechtzeitig oder ist eine 

Leihfristverlängerung nicht rechtzeitig beantragt, 
erfolgt eine Woche nach Ablauf der Leihfrist eine 
schriftliche Mahnung.  

(2) Bei Überschreitung der Leihfrist sind Versäumnis-
gebühren nach dem Gebührentarif zu bezahlen. 
Erfolgt eine schriftliche Mahnung, wird eine einma-
lige Bearbeitungsgebühr fällig.  

(3) Vier Wochen nach Ablauf der Leihfrist werden nicht 
zurückgegebene Medien, rückständige Gebühren 
und Schadenersatzleistungen im Verwaltungsvoll-
streckungsverfahren eingezogen.  
 

 
§ 5 

Auswärtiger Leihverkehr (Fernleihe) 
 
Medien, die nicht im Bestand der Stadtbücherei vorhanden 
sind, können über den "Auswärtigen Leihverkehr" gegen 
Gebühr beschafft werden. 
 

§ 6 
Behandlung der Medien und Haftung 

 
(1) Die entliehenen Medien sind sorgfältig zu behan-

deln. Der Benutzer/Die Benutzerin hat vor der Aus-
leihe die Medien auf erkennbare Mängel hin zu prü-
fen und sie vor Verschmutzung, Beschädigung, 
Nässe und sonstigen Veränderungen zu bewahren.  

(2) Der Verlust entliehener Medien ist der Stadtbüche-
rei unverzüglich anzuzeigen. Für Verlust, jegliche 
Beschmutzung, Beschädigung und Veränderung 
von Medien ist die eingetragene Person bzw. deren 
gesetzliche Vertretungsberechtigte in vollem Um-
fang schadenersatzpflichtig.  

(3) Für Schäden, die durch Missbrauch des Bücherei-
ausweises entstehen, haftet die eingetragene Per-
son bzw. deren gesetzliche Vertreter.  
 

§ 7 
Internet 

 
(1) Bei der Nutzung des Internets darf nicht gegen gel-

tende Rechtsvorschriften verstoßen werden. Es ist 
untersagt, strafrechtlich relevante Seiten aufzurufen 
oder Inhalte zu verbreiten.  
Es dürfen insbesondere keine rassistischen, por-
nographischen, obszönen, beleidigenden oder für 
Minderjährige ungeeignete Inhalte aufgerufen und 
verbreitet werden. Die Stadtbücherei kann den Zu-
gang zum Internet durch eine Filtersoftware be-
grenzen. 

(2) Die Stadtbücherei übernimmt keine Verantwortung 
für die Qualität und die Richtigkeit der Informatio-
nen. 

(3) Es dürfen keine Änderungen oder Manipulationen 
an den Computern vorgenommen werden. Bei 
Missachtung behält sich die Bücherei den Aus-
schluss von der Internet- und/oder Büchereinut-
zung sowie strafrechtliche Verfolgung vor. 

 
 
 

 
(4) Software, die aus dem Internet kopiert wird, kann 

Viren enthalten. Die Nutzung eines Virenschutz-
programmes zu Hause wird empfohlen. Es ist un-
tersagt, kopierte oder mitgebrachte Software in der 
Bücherei zu verwenden. 

(5) Der Ausdruck von Daten ist kostenpflichtig. 
  

§ 8 
Hausrecht und Verhalten in der Bücherei 

 
(1) Der Leiterin der Stadtbücherei sowie den von ihr be-

auftragten Bediensteten steht das Hausrecht zu. Ih-
ren Anordnungen ist Folge zu leisten.  

(2) Das Mitbringen von Speisen und Getränken ist nicht 
gestattet. Es besteht Rauchverbot. Tiere dürfen nicht 
mitgebracht werden.  

(3) Für Mäntel, Taschen, Schirme und dergleichen ste-
hen Ablagen zur Verfügung. Auf Verlangen ist der 
Inhalt der Taschen vorzuzeigen.  

(4) Für verloren gegangene, beschädigte oder gestohle-
ne Gegenstände der BenutzerInnen wird keine Haf-
tung übernommen. 
 

§ 9 
Benutzungsausschluss 

 
Wer gegen diese Satzung verstößt, kann von der Benut-
zung der Stadtbücherei ausgeschlossen werden. 
 

§ 10 
Gebühren 

 
Es werden folgende Gebühren erhoben: 
 
(1) Jahresbenutzungsgebühr 18,00 € 
(2) Halbjahresbenutzungs-

gebühr 
10,00 € 

(3) a) Monatsbenutzungsge-
bühr  
b) Einmalige Ausleihe 

 
3,00 € 
2,00 € 

 
(4) Ersatzausweis 3,00 € 
   
(5) a) Fernleihe (ggf. zusätz-

lich Erstattung der von 
der entleihenden Biblio-
thek in Rechnung gestell-
ten Kosten)  
 

4,00 € 
 

 b) Vormerkungen je Me-
dium   
 

0,50 € 

 c) Medien des Bestsel-
lerservices pro Medium               

2,00 € 

(6) Gebühren bei Über-
schreiten der Leihfrist  

 

 1. Versäumnisgebüh-
ren pro Medienein-
heit 

 

  (außer DVDs)) und 
pro angefangene 
Woche 

1,00 € 

 2. Einmalige Bearbei-
tungsgebühr 
 

1,00 €  
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(7) Gebühren für DVDs  
 a) Ausleihgebühr 1,00 € 
 b) Versäumnisgebühr 

pro Videokassette 
bzw. DVD  und pro 
angefangene Wo-
che 

3,00 € 

    
(8) Internet  
 a) Surfen und PC-

Nutzung 
 
 

  aa) pro angefange-
ne 15 Minuten 
 

0,50 € 

  ab) Recherchen für 
schulische Zwecke 
durch Schülerinnen 
und Schüler 
 

kostenfrei 

 b) DIN A4-Ausdruck 
pro Seite 
 

0,10 € 

(9) Anfertigen von DIN-A-4-
Fotokopien pro Seite 

0,10 € 

(10) Ersatz eines Transpon-
deretiketts (RFID) 

1,00 € 

(11) Ersatz von Spieleteilen wird nach Aufwand fest-
gesetzt 

(12) Ersatz eines Schlüssels 
für den Taschenschrank 

5,00 € 

(13) Veranstaltungen wird gesondert festgesetzt 
 

(14) Von der Zahlung der Jahres-, Halbjahres- und Mo-
natsbenutzungsgebühr sind befreit: Kinder, Schüle-
rinnen und Schüler bis 18 Jahren und Personen mit 
Berechtigungskarte der Stadt Bad Salzuflen. 
Der Befreiungstatbestand ist durch entsprechende 
Bescheinigung bzw. Ausweis nachzuweisen. 
 

(15) Eine Ermäßigung der Jahresbenutzungsgebühr in 
Höhe der Halbjahresgebühr erhalten Schülerinnen 
und Schüler über 18 Jahren, Studierende und Auszu-
bildende. 
Der Ermäßigungstatbestand ist durch entsprechende 
Bescheinigung bzw. Ausweis nachzuweisen. 

 
§ 11 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Benutzungsordnung und Gebührentarif für die Stadtbü-
cherei Bad Salzuflen vom 17.12.2009 außer Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende „Satzung über die Benutzung und die 
Gebühren der Stadtbücherei Bad Salzuflen vom“ wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen. 
 
Bad Salzuflen, den 17.12.2012 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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Stadt Barntrup 
 
522 13. Satzung zur Änderung der Beitrags- und 

Gebührensatzung zur Wasserversorgungssat-
zung der Stadt Barntrup vom 17.12.2012 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 13. Dezember 2011 (GV NRW S. 685) 
und der §§ 2, 4, 6, 8 und 10 des Kommunalabgabengeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21. Oktober 1969 ( GV NW S. 712), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV. NRW. S. 394), hat der Rat 
der Stadt Barntrup am 14.12.2012 folgende Satzung zur 
Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasser-
versorgungssatzung der Stadt Barntrup vom 14. März 1984 
beschlossen: 
 
§ 1 
§ 9 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 
 
3) Die Grundgebühr beträgt bei Wasserzählern mit einer 

Nennleistung 
von -   5 cbm 10,20 EUR je Monat 
von - 10 cbm 12,00 EUR je Monat 
von - 20 cbm 17,00 EUR je Monat 
über  20 cbm 24,00 EUR je Monat. 
 
Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der Monat, in 
dem die Messeinrichtung erstmalig eingebaut oder endgül-
tig ausgebaut wird, stets als voller Monat gerechnet. Wird 
die Wasserbereitstellung wegen Wassermangels, Störun-
gen im Betrieb, betriebsnotwendige Arbeiten oder aus an-
deren Gründen länger als einen Monat unterbrochen, so 
wird für die Zeit der Unterbrechung, abgerundet auf volle 
Monate, keine Grundgebühr erhoben. 
 
§ 2 
§ 9 Abs. 5 wird wie folgt neu eingeführt: 
 
5) Die Verbrauchsgebühren und die Grundgebühren ruhen 

als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
 
§ 3 
Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 
 
Dahle Voß 
(Bürgermeister) (Schriftführerin) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 13. Satzung zur Änderung der Beitrags- 
und Gebührensatzung zur Wasserversorgungssatzung der 
Stadt Barntrup vom 15. März 1984 wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 
(GV.NW. 1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung: 
 
„Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann. Es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.  

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtliche Bestimmung und des Flächennut-
zungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzuwei-
sen.“ 
 
Barntrup, den 17.12.2012 
 
 
Dahle 
(Bürgermeister) 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
523 4. Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen, Ab-
wassergebühren und Kostenersatz für Grund-
stücksanschlüsse vom 17.12.2012 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) zuletzt geändert durch 
Gesetz  vom 24. Mai 2011 (GV NRW.S. 271) und der 
§§ 4, 6, 7, 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
21. Oktober 1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30.Juni 2009 (GV NRW S. 394), sowie der 
§§ 53, 64 und 65 des Wassergesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 25.Juni 1995 (LWG) (GV NRW 
S. 926) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
16. März 2010 (GV. NRW. S. 185) hat der Rat der Stadt 
Barntrup in seiner Sitzung am 14.12.2012 folgende Sat-
zung beschlossen: 
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§ 1 
 
§ 4 der Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-
beiträgen, Abwassergebühren und Kostenersatz für 
Grundstücksanschlüsse der Stadt Barntrup vom 
08.12.2008 erhält in Absatz 8 folgende Fassung: 
 
Die Gebühr beträgt je m ³ Schmutzwasser 4,77 €. 
 
§ 2 
 
§ 5 der Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-
beiträgen, Abwassergebühren und Kostenersatz für 
Grundstücksanschlüsse der Stadt Barntrup vom 
08.12.2008 erhält in Absatz 6 folgende Fassung: 
 
Die Gebühr beträgt i.S.d. Abs. 1 für jede Berechnungsein-
heit bebauter und / oder befestigter Fläche 54,80 € je Ka-
lenderjahr. 
 
§ 3 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 
 
 ( Dahle ) (Voß) 
Bürgermeister Schriftführerin 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 4. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen, Abwas-
sergebühren und Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse 
vom 08.12.2008 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 
(GV.NW. 1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung: 
 
„Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann. Es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.  

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtliche Bestimmung und des Flächennut-
zungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzuwei-
sen.“ 
 
Barntrup, 17.12.2012 
 
 
Dahle 
(Bürgermeister) 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 

 
524 Hebesatzsatzung über die Festsetzung der Re-

alsteuerhebesätze der Stadt Barntrup für das 
Haushaltsjahr 2013 vom 17.12.2012 

 
Aufgrund des § 77 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666/SGV.NRW 2023) und 
des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973 
(BGBl. I 1973 S. 965) und des § 16 des Gewerbesteuerge-
setzes vom 19.05.1999 (BGBl. I 1999 S. 1010), in den je-
weils geltenden Fassungen hat der Rat der Stadt Barntrup 
in seiner Sitzung vom 14.12.2012 folgende Hebesatzsat-
zung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Für das Haushaltsjahr 2013 werden die Steuersätze für die 
Gemeindesteuern wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuern 
 

a) für landwirtschaftliche Betriebe 
(Grundsteuer A)   209 v.H. 

 
b) für Grundstücke 

(Grundsteuer B)   413 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer 
 

nach dem Gewerbeertrag  411 v.H. 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Hebesatzsatzung wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 
(GV.NW. 1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung: 
 
„Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann. Es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.  
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Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen.“ 
 
Barntrup, 17.12.2012 
 
 
Dahle 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
525 Satzung über die Erhebung von Vergnügungs-

steuer in der Stadt Barntrup (Vergnügungs-
steuersatzung) vom 17.12.2012 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen – GO NRW – in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 666/SGV. NRW. 2023) und der §§ 1 bis 3 und § 20 Abs. 
2 Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(GV. NRW. S. 712/SGV. NRW. 610) -in den jeweils gelten-
den Fassungen- hat der Rat der Stadt Barntrup in seiner 
Sitzung vom 14.12.2012 folgende Vergnügungssteuersat-
zung beschlossen: 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Der Besteuerung unterliegt im Gebiet der Stadt Barntrup 
das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhal-
tungs- oder ähnlichen Apparaten in 
 
a) Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen, 
b) Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Vereins-, 

Kantinen- oder ähnlichen Räumen sowie an anderen für 
jeden zugänglichen Orten. 

 
Als Spielapparate gelten insbesondere auch Personalcom-
puter, die überwiegend zum individuellen Spielen oder zum 
gemeinsamen Spielen in Netzwerken oder über das Inter-
net verwendet werden. 
 

§ 2 
Steuerbefreiung 

 
Steuerfrei ist das Halten von Apparaten nach § 1 im Rah-
men von Volksbelustigungen, Jahrmärkten, Kirmessen und 
ähnlichen Veranstaltungen. 
 

§ 3 
Steuerschuldner 

 
Steuerschuldner ist der Halter der Apparate (Aufsteller). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 4 

Steuerhebung 
 
(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Geschick-

lichkeits-, Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten 
bemisst sich bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit nach 
dem Einspielergebnis, bei Apparaten ohne Gewinnmög-
lichkeit nach deren Anzahl. Das Einspielergebnis ist der 
Betrag der elektronisch gezählten Brutto-Kasse. Dieser 
errechnet sich aus der elektronisch gezählten Kasse 
zzgl. Röhrenentnahme (sog. Fehlbetrag), abzüglich 
Röhrenauffüllung, Falschgeld, Prüftestgeld und Fehl-
geld. 

 
(2) Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Ka-

lendermonat bei der Aufstellung 
 

1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen  
 (§ 1 Buchst. a) bei 
 

a) Apparaten mit Gewinnmöglichkeit  
  17 v. H. des Einspielergebnisses, 

 
b) Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 
  35,00 EUR,  

 
2. in Gastwirtschaften und sonstigen Orten  

(§ 1 Buchst. b) bei 
 

a) Apparaten mit Gewinnmöglichkeit  
 17 v. H. des Einspielergebnisses, 
 
b) Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 
  25,00 EUR, 

 
3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen 

Orten (§ 1 Buchst. a und b) bei Apparaten, mit de-
nen Gewalttätigkeiten gegen Menschen und/oder 
Tiere dargestellt werden oder die die Verherrlichung 
oder Verharmlosung des Krieges oder pornographi-
sche und die Würde des Menschen verletzende 
Praktiken zum Gegenstand haben 
 500,00 EUR. 

 
(3) Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrichtungen, so gilt 

jede dieser Einrichtungen als ein Apparat. Apparate mit 
mehr als einer Spieleinrichtung sind solche, an denen 
gleichzeitig zwei oder mehr Spielvorgänge ausgelöst 
werden können. 

 
(4) Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die Stelle eines  

Apparates ein gleichartiger Apparat, so wird die Steuer 
für diesen Kalendermonat nur einmal erhoben. 

 
(5) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung eines Appara-

tes vor dessen Aufstellung, jede Änderung hinsichtlich 
Art und Anzahl der Apparate an einem Aufstellort bis 
zum 7. Werktag des folgenden Kalendermonats schrift-
lich anzuzeigen. Bei verspäteter Anzeige bezüglich der 
Entfernung eines Apparates gilt als Tag der Beendi-
gung des Haltens der Tag des Anzeigeneingangs. Ein 
Apparatetausch im Sinne des Abs. 4 braucht nicht an-
gezeigt zu werden. 
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§ 5 

Entstehung des Steueranspruches 
 
Der Vergnügungssteueranspruch entsteht mit der Aufstel-
lung des Apparates an den in § 1 Buchst. a und b genann-
ten Orten. 
 

§ 6 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Die Steuer wird mit Steuerbescheid festgesetzt und ist 

innerhalb von einem  Monat nach Bekanntgabe des 
Steuerbescheides zu entrichten. 

 
(2) Die Stadt Barntrup ist berechtigt, die Steuer für einzelne 

Kalendervierteljahre im Voraus festzusetzen. In diesen 
Fällen ist die Steuer für das jeweilige Kalenderviertel-
jahr zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. No-
vember zu entrichten.  

 
(3) Die Vergnügungssteuer, die für zurückliegende Zeit-

räume festgesetzt wird, ist innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten. 

 
(4) Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit im Sinne des § 4 

ist der Steuerschuldner verpflichtet,  bis zum 15. Tag 
nach Ablauf eines Kalendervierteljahres bei der Stadt 
Barntrup eine Steuererklärung nach amtlich vorge-
schriebenem Vordruck einzureichen. Bei der Besteue-
rung nach den Einspielergebnissen sind den Steuerer-
klärungen Zählwerkausdrucke für den jeweiligen Ab-
rechnungszeitraum beizufügen,  die als Angaben min-
destens Geräteart, Gerätetyp, Gerätenummer, die fort-
laufende Nummer des Zählwerkausdruckes und die für 
eine Besteuerung nach § 4 notwendigen Angaben ent-
halten müssen. 

 
§ 7 

Verspätungszuschlag 
 
Die Festsetzung eines Verspätungszuschlages bei Nicht-
abgabe oder nicht fristgerechter Abgabe einer Steuererklä-
rung (Steueranmeldung) erfolgt nach der Vorschrift des 
§ 152 der Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fas-
sung. 
 

§ 8 
Steuerschätzung 

 
Soweit die Stadt Barntrup die Besteuerungsgrundlagen 
nicht ermitteln oder berechnen kann, kann sie sie schätzen. 
Es gilt § 162 Abgabenordnung in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 

§ 9 
Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 

 
Die Stadt Barntrup ist berechtigt, jederzeit zur Nachprüfung 
der Steuererklärungen und zur Feststellung von Steuertat-
beständen die Räumlichkeiten, in denen vergnügungssteu-
erpflichtige Apparate aufgestellt sind, zu betreten, Ge-
schäftsunterlagen einzusehen und die Vorlage aktueller 
Zählerwerksausdrucke zu verlangen. 
 
 
 
 
 

 
§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne von § 20 Abs. 2 Buchstabe b des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 
712/SGV. NRW. 610) in der jeweils geltenden Fassung 
handelt, wer als Halter der Apparate (Aufsteller) vorsätzlich 
oder leichtfertig folgenden Vorschriften bzw. Verpflichtun-
gen zuwiderhandelt: 
 
1. § 4 Abs. 5: Anzeige der erstmaligen Aufstellung  

eines Spielapparates sowie Änderungen 
(Erhöhung) des Apparatebestandes 

 
2. § 6 Abs. 4: Einreichung der Steuer-  
   erklärung/Zählwerkausdrucke 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in 
der Stadt Barntrup (Vergnügungssteuersatzung) vom 
27.10.2010 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Vergnügungssteuersatzung wird hiermit 
öffentlich bekanntgemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 
(GV.NW. 1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung: 
 
„Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann. Es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen.“ 
 
Barntrup, 17.12.2012 
 
 
Dahle 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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526 Feststellung des Jahresabschlusses 2011 und 

des Lageberichtes sowie die Entlastung des 
Bürgermeisters   

 
I. Jahresabschluss 2011 der Stadt Barntrup und die 

Entlastung des Bürgermeisters  
 
Der Rat der Stadt Barntrup hat in seiner Sitzung am 
14.12.2012 gem. § 96  Absatz 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994  
(GV.NRW.S.666) in der zurzeit geltenden Fassung den 
vom Rechnungsprüfungsausschuss unter Zuhilfenahme 
der Concunia GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ge-
prüften Jahresabschluss sowie den Lagebericht festgestellt 
und dem Bürgermeister uneingeschränkte Entlastung er-
teilt.  
 
AKTIVA 
 
1. Anlagevermögen 
 
1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 28.111,00 
 
1.2 Sachanlagen 
1.2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
 Rechte 
1.2.1.1 Grünflächen 2.073.036,00 
1.2.1.2 Ackerland 1.962.151,00 
1.2.1.3 Wald, Forsten 860.119,00 
1.2.1.4 Sonstige unbebaute Grundstücke 1.234.657,00 
 
1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche
 Rechte mit 
1.2.2.1 Kinder- und Jugendeinrichtungen 500.864,00 
1.2.2.2 Schulen 9.898.605,73 
1.2.2.3 Wohnbauten 565.019,00 
1.2.2.4 Sonstige Dienst-, Geschäfts- und  
 Betriebsbauten 5.621.377,00 
 
1.2.3 Infrastrukturvermögen 
1.2.3.1 Grund und Boden des Infrastrukturvermögens 
  4.158.926,00 
1.2.3.2 Brücken und Tunnel 75.978,00 
1.2.3.3 Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanla-

gen 19.764.643,14 
1.2.3.4 Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 
 Verkehrslenkungsanlagen 16.499.237,16 
1.2.3.5 Sonstige Bauten des Infrastrukturvermögens 
 774.784,00 
 
1.2.4 Bauten auf fremden Grund und Boden 23.205,00 
 
1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 21,00 
 
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, 
 Fahrzeuge 673.272,00 
 
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 726.119,00 
 
1.2.8Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 
 743.999,97 
 
 
 
 
 
 
 

 
1.3 Finanzanlagen 
1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 
  2.029.436,97 
1.3.2 Beteiligungen 3,00 
1.3.3 Sondervermögen 623.431,31 
1.3.4 Wertpapiere des Anlagevermögens 30.925,75 
1.3.5 Ausleihungen 
1.3.5.1 an Sondervermögen 123.022,56 
1.3.5.2 Sonstige Ausleihungen  122.835,94 
 
2. Umlaufvermögen 
 
2.1 Vorräte 
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 39.392,26 
2.1.2 Grundstücke zum Verkauf 677.578,00 
 
2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstän-

de 
2.2.1 Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderun-

gen aus Transferleistungen 
2.2.1.1 Gebühren 93.523,75  
2.2.1.2 Beiträge 71.160,45 
2.2.1.3 Steuern 144.017,99 
2.2.1.4 Forderungen aus Transferleistungen 8.877,97 
2.2.1.5 Sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen 
  9.820,56 
 
2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 
2.2.2.1 gegenüber dem privaten Bereich 125.703,12 
2.2.2.2 gegenüber dem öffentlichen Bereich 6.623,88 
2.2.2.3 gegen verbundene Unternehmen 0,00 
2.2.2.4 gegen Beteiligungen 22.910,72 
2.2.2.5 gegen Sondervermögen 178.224,33 
2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände 94.852,61 
 
2.3 Liquide Mittel 2.806.528,68 
 
3.  Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 28.281,12 
 
SUMME AKTIVA 73.431.775,97  
 
PASSIVA 
 
1. Eigenkapital 
 
1.1 Allgemeine Rücklage 20.509.965,44 
 
1.2 Ausgleichsrücklage 587.046,40 
 
1.3 Jahresfehlbetrag - 224.712,01 
 
2. Sonderposten 
 
2.1  für Zuwendungen 23.301.400,03 
2.2 für Beiträge 9.294.862,00 
2.3 für den Gebührenausgleich 89.504,41 
2.4 Sonstige Sonderposten 32.204,00 
 
3. Rückstellungen 
 
3.1 Pensionsrückstellungen 3.359.162,00 
3.2 Rückstellungen für Deponien und Altlasten 
  78.150,90 
3.3 Instandhaltungsrückstellungen 657.000,00 
3.4 Sonstige Rückstellungen 502.819,67 
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4. Verbindlichkeiten 
 
4.1 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
4.1.1 vom privaten Kreditmarkt 11.599.822,67 
 
4.2 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 
 210.306,51 
 
4.3 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 0,00 
 
4.4 Erhaltene Anzahlungen 1.978.739,08 
 
4.5 Sonstige Verbindlichkeiten 465.982,84 
 - davon gegen Sondervermögen: 106.393,92 
 (Vorjahr: 97.466,33 €) 
 
5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 989.522,03 
 
SUMME PASSIVA 73.431.775,97 
 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Barntrup 
über den Jahresabschluss 2011 und den Lagebericht so-
wie die Entlastung des Bürgermeisters wird hiermit gem. 
§ 96 Absatz 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht.  
 
Der Jahresabschluss 2011 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlus-
ses zur Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Barntrup, Fi-
nanzabteilung, Mittelstraße 38, 32683 Barntrup, Zimmer 
Nr. 13, während der allgemeinen Öffnungszeiten (montags 
von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr – 17.00 Uhr,  
dienstags – donnerstags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von 
14.00 Uhr – 15.30 Uhr, freitags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr) 
öffentlich aus.  
 
Gesamtergebnisrechnung 2011 
 

Nr. Bezeichnung 
Ergebnis 

2011 

1 Steuern und ähnliche Abgaben 
    

11.704.747,43 

2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen          2.304.532,70 

3 + Sonstige Transfererträge 0,00 

4 + Öffentlich-rechtlich Leistungsentgelte 3.297.675,65 

5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 166.813,71 

6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen               337.457,50 

7 + Sonstige ordentliche Erträge 633.575,16 

8 + Aktivierte Eigenleistungen 19.052,00 

9 +/- Bestandsveränderungen 0,00 

10 = Ordentliche Erträge 18.463.854,15 

11 - Personalaufwendungen 2.783.540,16 

12 - Versorgungsaufwendungen 163.861,48 

13 
- Aufwendungen für Sach- und Dienst- 
  leistungen 

2.956.558,60 

14 - Bilanzielle Abschreibungen 2.763.487,00 

15 - Transferaufwendungen 8.889.622,72 

16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 865.570,02 

17 = Ordentliche Aufwendungen 18.422.639,98 

18 = Ergebnis der lfd. Verwaltungstätigkeit 41.214,17 

19 + Finanzerträge 282.865,30 

 
20 - Zinsen und ähnliche Aufwendungen 548.791,48 

21 = Finanzergebnis - 265.926,18 

22 = Ordentliches Ergebnis - 224.712,01 

23 + Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 1.052.623,00 

24 
- Aufwendungen aus internen Leistungsbezie-
hungen 

1.052.623,00 

25 = Saldo aus internen Leistungsbeziehungen 0,00 

26 + Außerordentliche Erträge 0,00 

27 - Außerordentliche Aufwendungen 0,00 

28 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 

29 = Jahresergebnis    - 224.712,01 

 
Barntrup, den 17.12.2012 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Dahle 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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Stadt Blomberg 
 
527 Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung 

der Stadt Blomberg mit Anlagen für das Haus-
haltsjahr 2013 

 
Es wird hiermit bekannt gemacht, dass der Entwurf der 
Haushaltssatzung der Stadt Blomberg für das Haushalts-
jahr 2013 gemäß § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S.666) in der 
zurzeit geltenden Fassung ab dem 27. Dezember 2012 
während des Beratungsverfahrens im Rat in der Kämmerei 
der Stadtverwaltung Blomberg, Zimmer Nr. 13, Am Martini-
turm 1, 32825 Blomberg im Rahmen der Dienstzeiten zur 
Einsichtnahme öffentlich ausliegt. 
 
Einwohner oder Abgabepflichtige können gegen den Ent-
wurf der Haushaltssatzung der Stadt Blomberg mit Anlagen 
für das Haushaltsjahr  2013 innerhalb einer Frist von vier-
zehn Tagen nach Beginn der Auslegung Einwendungen 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadtverwaltung 
Blomberg, Kämmerei, Am Martiniturm 1, 32825 Blomberg, 
erheben. Über die Einwendungen entscheidet der Rat der 
Stadt Blomberg in öffentlicher Sitzung. 
 
Blomberg, den 10.12.2012 
 
Stadt Blomberg 
 
 
Der Bürgermeister 
Geise 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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Stadt Detmold 
 
528 Satzung zur Änderung der „Beitrags- und Ge-

bührensatzung zur Entwässerungssatzung der 
Stadt Detmold vom 28.11.2003“ vom 
28.11.2003 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. September 2012 
(GV. NRW. S. 436), der § 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kom-
munalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2011 
(GV. NRW. S. 687) und des § 65 des Wassergesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) vom 25. Juni 
1995 (GV NRW, S. 926), zuletzt geändert durch Art. 3 des 
Gesetzes vom 16.3.2010 (GV. NRW. 2010, S. 185ff.) hat 
der Rat der Stadt Detmold 
 
in seiner Sitzung am 19.12.2012 die folgende Satzung be-
schlossen 
 

§ 1 
 
Der § 4 Abs. 9 der Beitrags- und Gebührensatzung wird 
wie folgt geändert: 
 
Die Zahl 3,90 € wird ersetzt durch die Zahl 3,98 €. 
 

§ 2 
 
Der § 5 Abs. 6 der Beitrags- und Gebührensatzung wird 
wie folgt geändert: 
 
Die Zahl 12,90 € wird durch die Zahl 12,60 € ersetzt. 
 

§ 3 
 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 20.12.2012 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
529 Satzung über die endgültige Herstellung der 

Erschließungsanlage entsprechend der Sat-
zung über die Erhebung von Erschließungs-
beiträgen in der Stadt Detmold vom 30. Juni 
1992 für die Anlage: „In den Hülsen“ von Leist-
ruper-Wald-Straße bis Einmündung Neue Rei-
he vom 20.12.2012 

 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
zur Zeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GONW) in der zur Zeit gültigen Fassung und § 8 Absatz 3 
über die endgültige Herstellung von Erschließungsanlagen 
der Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträ-
gen in der Stadt Detmold vom 30. Juni 1992 hat der Rat 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 19.12.2012 folgen-
de Satzung beschlossen: 
 

§1 
 
Der Rat stellt die endgültige Herstellung der Erschlie-
ßungsanlage fest und bestimmt, dass sie abweichend von 
den im § 8 Absatz 1 der Satzung über die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen in der Stadt Detmold vom 
30. Juni 1992 festgesetzten Herstellungsmerkmalen mit 
folgenden Herstellungsmerkmalen  
 
• der niveaugleich asphaltierten Mischverkehrsfläche 

für alle Verkehrsarten 
 
• der Entwässerung 
 
• beidseitigen Schotterrasenstreifen 
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• Begegnungsbereichen im Straßenverlauf 
 
ihren endgültigen Ausbauzustand erreicht hat. 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 20.12.2012 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
530 16. Satzung zur Änderung der Gebührensat-

zung zur Entwässerungssatzung der Stadt 
Horn-Bad Meinberg vom 11.12.2012 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 7 Fünftes Änderungsgesetz vom 23.10.2012 
(GV NRW S. 474), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalab-
gabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 13. Dezember 2011 (GV NRW S. 687) 
und des §  65 des Wassergesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 25. Juni 1995 (GV NRW 1995 S. 926), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
16. März 2010 (GV NRW 2010 S. 185 ff.) und der Satzung 
über die Entwässerung der Grundstücke und den An-
schluss an die öffentliche Abwasseranlage – Entwässe-
rungssatzung – der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
20. Juni 1991 (Kr.Bl. Lippe 15.07.1991, S. 441-448), zuletzt 
geändert durch die 6. Änderungssatzung vom 
08. Dezember 2006 (Kr.Bl. Lippe 27.12.2006, S. 745-746), 
hat der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung 
am 06.12.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 
Artikel I 
 
§ 2 der Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der 
Stadt Horn-Bad Meinberg vom 15. April 1987 wird wie folgt 
geändert: 
 
In Abs. 3 wird der Betrag von 3,92 Euro durch den Betrag 
von 4,58 Euro ersetzt. 
 
Artikel II 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2013 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 16. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Horn-Bad 
Meinberg wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
 
 
 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 11.12.2012 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
531 9. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

zur Wasserversorgungssatzung der Stadt 
Horn-Bad Meinberg vom 11.12.2012 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 7 Fünftes Änderungsgesetz vom 23.10.2012 
(GV NRW S. 474), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalab-
gabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21. Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 712), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 13. Dezember 
2011 (GV NRW S. 687), sowie der §§ 47a und 48 des 
Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. Juni 1995 (GV NRW S. 926), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 16. März 2010 
(GV NRW 2010, S. 185 ff.) und der Satzung über die öf-
fentliche Wasserversorgung und den Anschluss an die öf-
fentliche Wasserversorgungsanlage – Wasserversor-
gungssatzung – der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
10. Mai 1984 (Kr.Bl. Lippe 15.05.1984, S. 311-316), zuletzt 
geändert durch die Artikelsatzung zur Anpassung ortsrecht-
licher Vorschriften der Stadt Horn-Bad Meinberg an den 
Euro vom 09. November 2001 (Kr.Bl. Lippe 26.11.2001, 
S. 810-818), hat der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in 
seiner Sitzung am 06.12.2012 folgende Satzung beschlos-
sen: 
 
Artikel I 
 
§ 2 der Gebührensatzung zur Wasserversorgungssatzung 
der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 12. Juli 1991 wird wie 
folgt geändert: 
 
In Abs. 4 wird der Betrag von 1,60 Euro durch den Betrag 
von 1,84 Euro ersetzt. 
 
Artikel II 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2013 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende 9. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Wasserversorgungssatzung der Stadt Horn-
Bad Meinberg wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 11.12.2012 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
532 Bekanntmachung des Gesamtabschlusses der 

Stadt Horn-Bad Meinberg zum 31.12.2011 
 
I. Gesamtabschluss 2011 der Stadt Horn-Bad Mein-

berg und die Entlastung des Bürgermeisters 
 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sit-
zung am 06.12.2012 gem. § 116 Abs. 1 S. 3 und 4 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666) in der zur-
zeit geltenden Fassung i.V.m. § 96 Abs. 1 GO NRW den 
vom Rechnungsprüfungsausschuss unter Zuhilfenahme 
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon GmbH ge-
prüften und mit einem uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk versehenen Gesamtabschluss sowie den Ge-
samtlagebericht zum 31.12.2011 durch Beschluss bestä-
tigt und dem Bürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Die Zahlen der Gesamtbilanz sowie der Gesamtergebnis-
rechnung zum 31.12.2011 sind nachstehend abgedruckt:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Gesamtbilanz 2011 
 
AKTIVA in Euro 
 
1. Anlagevermögen  
 
1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 609.692 
1.2 Sachanlagen 
1.2.1 Unbebaute Grundstücke und 
 grundstücksgleiche Rechte 12.539.337 
1.2.2 Bebaute Grundstücke und 
 grundstücksgleiche Rechte 46.079.469 
1.2.3 Infrastrukturvermögen 
1.2.3.1 Grund und Boden des 
 Infrastrukturvermögens 6.850.057 
1.2.3.2 Bauten des Infrastrukturvermögens 91.631.158 
1.2.4 Bauten auf fremdem 
 Grund und Boden 41.538 
1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 17 
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, 
 Fahrzeuge 1.347.852 
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.158.033 
1.2.8 Geleistete Anzahlungen und Anlagen 
 im Bau 1.380.899 
 
1.3 Finanzanlagen 
1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 17.413 
1.3.2 Anteile an assoziierten Unternehmen 181.001 
1.3.3 Übrige Beteiligungen 17.595 
1.3.4 Sondervermögen 0 
1.3.5 Wertpapiere des Anlagevermögens 489.027 
1.3.6 Ausleihungen 37.755 
 
2. Umlaufvermögen 
 
2.1 Vorräte 
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 5.003.584 
2.1.2 Geleistete Anzahlungen 0 
2.2 Forderungen und sonstige Vermögens- 
 gegenstände 
2.2.1 Forderungen  6.920.011 
2.2.2 Sonstige Vermögensgegenstände 158.065 
 
2.3 Wertpapiere des Umlaufvermögens 0 
2.4 Liquide Mittel 2.428.350 
 
3. Aktive Rechnungsabgrenzung 58.454 
 
4. Nicht durch Eigenkapital gedeckter 
 Fehlbetrag 0 
 
SUMME DER AKTIVA 176.949.307 
 
PASSIVA in Euro 
 
1. Eigenkapital 
1.1 Allgemeine Rücklage 58.942.453 
1.2 Sonderrücklagen 0 
1.3 Ausgleichsrücklage 3.141.985 
1.4 Ergebnisvortrag -64.570 
1.5 Gesamtjahresergebnis -3.432.749 
1.5 Ausgleichsposten für die Anteile  
 anderer Gesellschafter 0 
1.6 Unterschiedsbetrag aus  
 Kapitalkonsolidierung 114.478 
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2. Sonderposten 
2.1 für Zuwendungen 28.123.832 
2.2 für Beiträge 26.722.066 
2.3 für den Gebührenausgleich 682.821 
2.4 Sonstige Sonderposten 5.504.333 
 
3. Rückstellungen 
3.1 Pensionsrückstellungen 12.487.192 
3.2 Rückstellungen für Deponien und Altlasten 0 
3.3 Instandhaltungsrückstellungen 2.066.168 
3.4 Steuerrückstellungen 0 
3.5 Sonstige Rückstellungen 1.103.880 
 
4. Verbindlichkeiten  
4.1 Anleihen 0 
4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für 
 Investitionen 27.350.712 
4.3 Verbindlichkeiten aus Krediten zur 
 Liquiditätssicherung 0 
4.4 Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die 
 Kreditaufnahmen wirtschaftlich 
 gleichkommen 0 
4.5 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
 Leistungen 960.668 
4.6 Sonstige Verbindlichkeiten 10.907.599 
 
5. Passive Rechnungsabgrenzung 2.338.440 
 
SUMME DER PASSIVA 176.949.307 
 
Gesamtergebnisrechnung 2011 
  Ergebnis des  
  Haushaltsjahres 
Nr.  Bezeichnung 2011 in Euro 
                   
1 Steuern und ähnliche Abgaben 13.085.536 
2 + Zuwendungen und allgemeine 
 Umlagen 10.053.437 
3 + Sonstige Transfererträge 1.185 
4 + Öffentlich-rechtliche 
 Leistungsentgelte 7.650.839 
5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 506.123 

+ Kostenerstattungen und 
 Kostenumlagen 301.196 
7 + Sonstige ordentliche Erträge 1.809.791 
8 + Aktivierte Eigenleistungen 119.624 
9 +/- Bestandsveränderungen 0 
------------------------------------------------------------------------------- 
10  = Ordentliche Gesamterträge 33.527.729 
------------------------------------------------------------------------------- 
11 - Personalaufwendungen 7.088.284 
12 - Versorgungsaufwendungen 542.851 
13 - Aufwendungen für Sach- 
 und Dienstleistungen 5.610.374 
14 - Bilanzielle Abschreibungen 4.799.509 
15 - Transferaufwendungen 14.577.645 
16 - Sonstige ordentliche  
 Aufwendungen 3.315.388 
------------------------------------------------------------------------------- 
17 = Ordentliche Gesamtaufwendungen 35.934.051 
------------------------------------------------------------------------------- 
18 = Ordentliches Gesamtergebnis - 2.406.322 
 (=Zeilen 10 und 17) 
------------------------------------------------------------------------------- 
19 + Finanzerträge 344.074 
20 - Finanzaufwendungen 1.529.251 
------------------------------------------------------------------------------- 
 

 
21 = Gesamtfinanzergebnis - 1.185.177 
 (=Zeilen 19 und 20) 
------------------------------------------------------------------------------- 
22 = Gesamtergebnis der laufenden 
 Geschäftstätigkeit -3.591.499 
 (=Zeilen 18 und 21) 
------------------------------------------------------------------------------- 
23 + Außerordentliche Erträge 280.027 
24 - Außerordentliche Aufwendungen  121.277 
------------------------------------------------------------------------------- 
25 = Außerordentliches Gesamtergebnis 158.750 
 (=Zeilen 23 und 24) 
------------------------------------------------------------------------------- 
26 = Gesamtjahresergebnis - 3.432.749 
 (=Zeilen 22 und 25) 
------------------------------------------------------------------------------- 
27 - Anderen Gesellschaftern  
 zuzurechnendes Ergebnis 0 
------------------------------------------------------------------------------- 
28 = Gesamtbilanzgewinn/-verlust - 3.432.749 
------------------------------------------------------------------------------- 
 
II. Bekanntmachung des Gesamtabschlusses zum 

31.12.2011 
 
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2011 der Stadt Horn-
Bad Meinberg wird hiermit gem. § 116 Abs. 1 S. 4 
GO NRW i.V.m. § 96 Abs. 2 S. 2 GO NRW öffentlich be-
kannt gemacht.  
 
III. Erfüllung der Anzeigepflicht 
 
Der Gesamtabschluss 2011 der Stadt Horn-Bad Meinberg 
ist gem. § 116 Abs. 1 S. 4 GO i.V.m. § 96 Abs. 2 S. 1 
GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere staat-
liche Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 10.12.2012 
angezeigt worden. 
 
IV. Möglichkeit der Einsichtnahme 
 
Der Gesamtabschluss 2011 der Stadt Horn-Bad Meinberg 
zum 31.12.2011 mit allen Anlagen liegt gem. § 116 Abs. 1 
S. 4 GO NRW i.V.m. § 96 Abs. 2 S. 2 GO NRW ab sofort 
bis zur Feststellung des Jahresabschlusses 2012 zur Ein-
sichtnahme im Rathaus der Stadt Horn-Bad Meinberg, 
Marktplatz 4, Zimmer 20, während der Dienststunden öf-
fentlich aus. 
 
Dem Gesamtabschluss beigefügt ist der Beteiligungsbe-
richt der Stadt Horn-Bad Meinberg zum 31.12.2011. Der 
Beteiligungsbericht liegt ebenfalls zu den vorgenannten 
Zeiten  im Rathaus, Zimmer 20, zur Einsichtnahme gemäß 
§ 117 Abs. 2 GO NRW aus.  
 
Horn-Bad Meinberg, den 10.12.2012 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
 
 
Barz 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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533 Feststellung des Jahresabschlusses 2011 und 

des Lageberichtes sowie die Entlastung des 
Bürgermeisters 

 
I. Jahresabschluss 2011 der Stadt Horn-Bad Mein-

berg und die Entlastung des Bürgermeisters 
 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sit-
zung am 06.12.2012 gem. § 96 I der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 
14.07.1994 (GV.NRW.S.666) in der zurzeit geltenden 
Fassung den vom Rechnungsprüfungsausschuss unter 
Zuhilfenahme der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Cura-
con GmbH geprüften Jahresabschluss  sowie den Lage-
bericht festgestellt und dem Bürgermeister uneinge-
schränkte Entlastung erteilt. 
 
AKTIVA 
 
1. Anlagevermögen 
 
1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 14.917,68 
1.2 Sachanlagen 
1.2.1 Unbebaute Grundstücke und 
 grundstücksgleiche Rechte 
1.2.1.1 Grünflächen 5.282.772,31 
1.2.1.2 Ackerland 1.212.963,00 
1.2.1.3 Wald, Forsten 5.231.222,00 
1.2.1.4 Sonst. unbebaute Grundstücke 812.380,00 
 
1.2.2 Bebaute Grundstücke und 
 grundstücksgleiche Rechte 
1.2.2.1 Kinder- und Jugendeinricht.  1.735.179,52 
1.2.2.2 Schulen 25.867.402,82 
1.2.2.3 Wohnbauten 137.343,83 
1.2.2.4 Sonstige Dienst- , Geschäfts- 
 und Betriebsgebäude 18.339.543,02 
 
1.2.3 Infrastrukturvermögen 
1.2.3.1 Grund und Boden des 
 Infrastrukturvermögens 6.659.030,45 
1.2.3.2 Brücken und Tunnel 2.591.154,98 
1.2.3.3 Gleisanlagen mit Streckenaus- 
 rüstung und Sicherungsanlagen 0,00 
1.2.3.4 Entwässerungs- und Abwasser- 
 beseitigungsanlagen 0,00 
1.2.3.5 Straßennetz mit Wegen, 
 Plätzen und Verkehrslenkungs- 
 anlagen 43.100.433,08 
 Sonstige Bauten des  
 Infrastrukturvermögens 419.247,33 
 
1.2.4 Bauten auf fremdem 
 Grund und Boden 41.537,88 
 
1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler  17,00 
 
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, 
 Fahrzeuge 1.239.102,28 
 
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung  1.146.936,60 
 
1.2.8 Geleistete Anzahlungen und Anlagen 
 im Bau 1.271.461,00 
 
 
 
 

 
1.3 Finanzanlagen 
1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 17.412,80 
1.3.2 Beteiligungen 64.195,88 
1.3.3 Sondervermögen 13.457.687,43 
1.3.4 Wertpapiere des Anlagevermögens 489.027,08 
1.3.5 Ausleihungen 
1.3.5.1 an verbundene Unternehmen 0,00 
1.3.5.2 an Beteiligungen 0,00 
1.3.5.3 an Sondervermögen 4.599.787,41 
1.3.5.3 Sonstige Ausleihungen 172.155,20 
 
2. Umlaufvermögen 
 
2.1 Vorräte 
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, 
 Waren 4.856.383,68 
2.1.2 Geleistete Anzahlungen 0,00 
2.2 Forderungen und sonstige Vermögens- 
 gegenstände 
2.2.1 Öffentlich-rechtliche Forderungen und 
 Forderungen aus Transferleistungen 
2.2.1.1 Gebühren 126.261,23 
2.2.1.2 Beiträge 86.342,56 
2.2.1.3 Steuern 216.321,40 
2.2.1.4 Forderungen aus Transfer- 
 leistungen 5.259.741,84 
2.2.1.5 Sonst. öffentlich-rechtliche 
 Forderungen 36.093,11 
 
2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 
2.2.2.1 gegen den privaten Bereich 325.926,68 
2.2.2.2 gegen den öffentlichen Bereich 0,00 
2.2.2.3 gegen verbundene Unternehmen 0,00 
2.2.2.4 gegen Beteiligungen 0,00 
2.2.2.5 gegen Sondervermögen 394.004,39 
 
2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände 67.610,41 
 
2.3 Wertpapiere des Umlaufvermögens 0,00 
 
2.4 Liquide Mittel 1.391.709,97 
 
3. Aktive Rechnungsabgrenzung 41.082,79 
 
SUMME AKTIVA 146.704.388,64 
 
PASSIVA 
 
1. Eigenkapital 
1.1 Allgemeine Rücklage 58.942.452,60 
1.2 Sonderrücklagen 0,00 
1.3 Ausgleichsrücklage 3.441.984,82 
1.4 Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag - 3.182.544,00 
 
2. Sonderposten 
2.1 für Zuwendungen 28.123.831,64 
2.2 für Beiträge 19.135.048,48 
2.3 für den Gebührenausgleich 331.544,34 
2.4 Sonstige Sonderposten 5.013.049,32 
 
3. Rückstellungen 
3.1 Pensionsrückstellungen 12.487.192,00 
3.2 Rückstellungen für Deponien und Altlasten 0,00 
3.3 Instandhaltungsrückstellungen 2.066.167,95 
3.4  Sonstige Rückstellungen 941.638,57 
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4. Verbindlichkeiten  
4.1 Anleihen 0,00 
4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für 
 Investitionen 
4.2.1 von verbundenen Unternehmen 0,00 
4.2.2 von Beteiligungen 0,00 
4.2.3 von Sondervermögen 0,00 
4.2.4 vom öffentlichen Bereich 2.973.835,50 
4.2.5 vom privaten Kreditmarkt 2.573.710,74 
4.3 Verbindlichkeiten aus Krediten zur 
 Liquiditätssicherung 0,00 
4.4 Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die 
 Kreditaufnahmen gleichkommen 0,00 
 
4.5 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
 Leistungen 786.528,89 
 
4.6 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 95.828,39 
 
4.7 Sonstige Verbindlichkeiten 10.635.679,79 
 
5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 2.338.439,61 
 
SUMME PASSIVA 146.704.388,64 
 
II. Bekanntmachung der Schlussbilanz auf den 

31.12.2011 
 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Horn-Bad 
Meinberg über den Jahresabschluss 2011 und den Lage-
bericht sowie die Entlastung des Bürgermeisters wird 
hiermit gem. § 96 II GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2011 liegt zusammen mit dem La-
gebericht ab dem 10.12.2012 bis zur Feststellung des fol-
genden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme im Rathaus 
der Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 4, Zimmer 20, 
während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Gesamtergebnisrechnung 2011 
 
 Ergebnis des 
 Rechnungsjahres 
Nr.  Bezeichnung 2011 
                    
1 Steuern und ähnliche Abgaben  13.099.459,84 
2 + Zuwendungen und allgemeine 
 Umlagen 10.053.437,00 
3 + Sonstige Transfererträge 1.185,29 
4 + Öffentlich-rechtliche 
 Leistungsentgelte 2.397.843,81 
5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 536.020,54 

+ Kostenerstattungen und 
 Kostenumlagen 527.100,53 
7 + Sonstige ordentliche Erträge 1.822.992,24 
8 + Aktivierte Eigenleistungen 47.208,00 
9 +/- Bestandsveränderungen 0,00 
 ------------------------------------------------------------------------------ 
10 = Ordentliche Erträge 28.485.247,25 

 
11 - Personalaufwendungen 6.021.348,87 
12 - Versorgungsaufwendungen 542.850,76 
13 - Aufwendungen für Sach- 
 und Dienstleistungen 4.934.443,03 
14 - Bilanzielle Abschreibungen 3.167.832,61 
15 - Transferaufwendungen 14.915.393,48 
 
 

 
16 - Sonstige ordentliche  

Aufwendungen 2.488.166,50 
------------------------------------------------------------------------------- 
17 = Ordentliche Aufwendungen 32.070.035,25 
------------------------------------------------------------------------------- 
18 = Ergebnis der laufenden 

Verwaltungstätigkeit -3.584.788,00 
 (=Zeilen 10 und 17) 
------------------------------------------------------------------------------- 
19 + Finanzerträge 656.904,28 
 
20 - Zinsen und sonstige 
 Finanzaufwendungen 254.660,28 
------------------------------------------------------------------------------- 
21 = Finanzergebnis 402.244,00 

(=Zeilen 19 und 20) 
------------------------------------------------------------------------------- 
22 = Ordentliches Ergebnis - 3.182.544,00 

(=Zeilen 18 und 21) 
------------------------------------------------------------------------------- 
23 + Außerordentliche Erträge 0,00 
24 - Außerordentliche Aufwendungen  0,00 
------------------------------------------------------------------------------- 
25 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 

(=Zeilen 23 und 24) 
------------------------------------------------------------------------------- 
26 = Jahresergebnis - 3.182.544,00 

(=Zeilen 22 und 25) 
 
Horn-Bad Meinberg, den 10.12.2012 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
 
 
Barz 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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534 Öffentliche Auslegung des Entwurfes der 

Haushaltssatzung der Stadt Horn-Bad Mein-
berg für das Haushaltsjahr 2013 

 
Hiermit wird bekannt gegeben, dass der Entwurf der Haus-
haltssatzung der Stadt Horn-Bad Meinberg für das Haus-
haltsjahr 2013 samt Anlagen in der Zeit ab dem 02.01.2013 
für die Dauer des Beratungsverfahrens im Rathaus, Zim-
mer 12, während der allgemeinen Öffnungszeiten (montags 
dienstags, donnerstags und freitags 8.30 - 12.00 Uhr, mitt-
wochs 7.30- 12.30 Uhr, donnerstags 14.00 -17.30 Uhr) öf-
fentlich ausliegt. Das Beratungsverfahren endet voraus-
sichtlich am 07.02.2013 mit dem Beschluss der Haushalts-
satzung. 
 
Einwohner oder Abgabenpflichtige können innerhalb einer 
Frist von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung gegen den 
Entwurf Einwendungen erheben. Die Einwendungen sind 
bei mir, Fachbereich 1 (Zentrale Dienste, Rathaus, Zimmer 
12), zu erheben. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 10.12.2012 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg  
Der Bürgermeister 
Im Auftrage: 
 
 
gez. Barz 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
535 Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Durchführung der Brandschau in der Stadt 
Horn-Bad Meinberg vom 11.12.2012 

 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sitzung 
am 06.12.2012 aufgrund des § 41 Abs. 4 Satz 1 in Verbin-
dung mit § 1 Abs. 2 Satz 1, § 6 des Gesetzes über den 
Feuerschutz und die Hilfeleistung (FSHG) vom 10.02.1998 
(GV NW S. 122), in der zur Zeit geltenden Fassung, und 
des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NW S. 666), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 23.10.2012 (GV NRW S. 474), 
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Zweck der Brandschau 

 
(1) Die Brandschau dient dem Zweck, präventiv zu prüfen, 
ob Gebäude und Einrichtungen, die in erhöhtem Maße 
brand- oder explosionsgefährdet sind oder in denen bei 
Ausbruch eines Brandes oder bei einer Explosion eine 
große Anzahl von Personen oder erhebliche Sachwerte 
gefährdet sind, den Erfordernissen des abwehrenden 
Brandschutzes entsprechen. 
 
(2) Die Prüfung der Erfordernisse des abwehrenden 
Brandschutzes dient der Feststellung brandschutztechni-
scher Mängel und Gefahrenquellen sowie der Anordnung 
von Maßnahmen, die der Entstehung eines Brandes oder 
der Ausbreitung von Feuer und Rauch vorbeugen und bei 
einem Brand oder Unglücksfall die Rettung von Menschen 
und Tieren, den Schutz von Sachwerten sowie wirksame 
Löscharbeiten ermöglichen. 
 

 
§ 2 

Gebührenpflichtige Amtshandlungen 
 
(1) Gebührenpflichtig sind die Leistungen 
 

a) zur Durchführung der Brandschau im Sinne von 
§ 1 einschließlich deren Vor- und Nachbereitung. 
Dies gilt auch in den Fällen, in denen die für die 
Brandschau zuständige Dienststelle an Prüfungen 
der Bauaufsichtsbehörde beteiligt ist und dabei 
zugleich eine Brandschau vornimmt, 

 
b) infolge erforderlicher Nachbesichtigungen (Nach-

schau), 
 

c) im Bereich des vorbeugenden und abwehrenden 
Brandschutzes außerhalb des Bau-
genehmigungsverfahrens, die mündlich oder 
schriftlich beantragt worden und mit der Anferti-
gung einer gutachterlichen Stellungnahme, eines 
Brandschutzgutachtens oder eines Brandschutz-
konzeptes zu einem definierten Objekt verbunden 
sind.  

 
(2) Unberührt bleibt das Recht anderer Behörden, insbe-
sondere der Bauaufsichtsbehörde, zur Erhebung von Ge-
bühren aufgrund besonderer Vorschriften, wenn sie in ei-
gener Zuständigkeit an der Durchführung der Brandschau 
teilgenommen haben oder nach Durchführung der Brand-
schau tätig geworden sind. 
 

§ 3 
Gebührenmaßstab 

 
(1) Die Gebühren werden nach der Dauer der Amtshand-
lung und nach der Zahl der notwendig eingesetzten Dienst-
kräfte bemessen. Zur Gebühr gehören auch die Entgelte 
für in Anspruch genommene Fremdleistungen. Bei der Be-
messung der Gebühren werden zudem Umfang und 
Schwierigkeitsgrad der Amtshandlungen im Einzelfall be-
rücksichtigt. 
 
(2) Die Bemessung der Gebühren erfolgt im Einzelnen 
nach den in der Anlage 1 aufgeführten Bestimmungen und 
Sätzen und unter Berücksichtigung der in Anlage 2 aufge-
führten Objekte. Die Anlagen sind Bestandteile der Sat-
zung. 
 

§ 4 
Auslagenersatz 

 
Besondere bare Auslagen, die im Zusammenhang mit der 
Amtshandlung entstehen, sind zu ersetzen, auch wenn ei-
ne Befreiung von der Gebühr für die Amtshandlung be-
steht. 
 

§ 5 
Zeitliche Folge der Brandschau 

 
(1) Die zeitliche Folge der Brandschau richtet sich bei Ob-
jekten, die Gegenstand von Sonderverordnungen oder 
baurechtlichen Anordnungen sind, nach den entsprechen-
den baurechtlichen Vorschriften. Im Übrigen ist die Brand-
schau je nach Gefährdungsgrad der in der Anlage 2 aufge-
führten Objekte in Zeitabständen von längstens fünf Jahren 
durchzuführen. 
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(2) Fehlen Vorschriften zu den Zeitabständen der Brand-
schau, werden diese von der Stadt unter Berücksichtigung 
des Gefährdungsgrades von Objekten nach pflichtgemä-
ßem Ermessen festgelegt. 
 

§ 6 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner ist der Eigentümer, Besitzer oder 
sonstige Nutzungsberechtigte des der Brandschau unter-
worfenen Objektes sowie derjenige, der eine Leistung der 
Brandschutzdienststelle gem. § 2 Abs. 1 Buchstabe c) be-
antragt. Mehrere Personen im Sinne des Satzes 1 haften 
als Gesamtschuldner. 
 
(2) Gebührenfreiheit besteht unter den Voraussetzungen 
des § 5 Abs. 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 

§ 7 
Entstehung, Festsetzung, Fälligkeit, Stundung, Erlass 

der Gebühr 
 
(1) Die Gebühr entsteht mit Abschluss der Amtshandlung. 
Die Gebühr wird durch Bescheid festgesetzt. Sie ist mit 
Zugang des Bescheides fällig und innerhalb von einem 
Monat zu entrichten. 
 
(2) Die Entrichtung der Gebühr kann ganz oder teilweise 
gestundet werden, wenn die Entrichtung innerhalb des an-
gegebenen Zahlungszeitraumes eine erhebliche Härte für 
den Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch 
die Stundung nicht gefährdet erscheint. Die Stundung ist in 
der Regel nur auf Antrag und bei einer Gebührenhöhe von 
über 500 EURO gegen Sicherheitsleistung zu gewähren. 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung im 
Kreisblatt in Kraft. Zugleich tritt die Satzung vom 
09.11.2001 außer Kraft. 
 
Anlage 1 
 

Gebührensätze 
 
Für die Bemessung der Gebühren nach § 3 der Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Durchführung der 
Brandschau in der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
11.12.2012 gelten folgende Gebührensätze: 
 
1) Durchführung einer Brandschau oder Nachschau am 

Objekt nach Dauer der Amtshandlung 
 

je angefangene halbe Stunde   29,00 € 
 

2) Vorbereitung und/oder Nachbereitung der Brandschau 
entsprechend dem Arbeitsaufwand 

 
je angefangene halbe Stunde   29,00 € 

 
3) Durchführung einer Objektbesichtigung auf Antrag von 

Personen im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 1 
 
Die Bemessung der Gebühr erfolgt in entsprechender 
Anwendung der Regelungen zu Ziffer 1. 

 
4) Leistungen gemäß § 2 Abs. 1 Buchstabe c) 
 

4.1 Schriftlich erteilte gutachtliche Stellungnahme 
je angefangene Stunde  29,00 € 

 
4.2 Erstellung eines Brandschutzgutachtens 
je angefangene Stunde  29,00 € 

 
4.3 Erstellung eines Brandschutzkonzeptes 
je angefangene Stunde  29,00 € 

 
Anlage 2 
 
Lfd. Nr. Objekte 
1. Pflege- und Betreuungsobjekte 
  
1.1 Krankenhäuser nach Krankenhausbau-

verordnung (KhBauVO) 
 

1.2 Heime 
  
1.2.1 Altenwohnheim mit / ohne Pflegeplätze 
  
1.2.2 Gebäude für hilfsbedürftige minderjährige 

Personen 
(ab 9 Personen) 

  
1.2.3 Gebäude für körperlich und / oder geistig 

behinderte 
Personen (ab 9 Personen) 

  
1.2.4 wie 1.2.3, nur tagsüber untergebracht 

(ab 20 Personen) 
  
11.3 Kindergärten, Kindertagesstätten, Kin-

derhorte 
  
  2. Übernachtungsobjekte 
  
  2.1 Beherbergungsbetriebe nach SBauVO 

(Teil 2 - Beherbergungsstätten) 
  
  2.2 Obdachlosenunterkünfte 
  
  2.3 Notunterkünfte (Aussiedler, Umsiedler, 

Asylbewerber) 
  
  2.4 Camping- und Wochenendplätze nach 

Camping- und Wochenendplatzverord-
nung (CW VO) 

  
  3. Versammlungsobjekte 
  
  3.1 Versammlungsstätten nach SBauVO 

(Teil 1 - Versammlungsstätten) 
  
  3.1.1 Versammlungsstätten mit Versamm-

lungsräumen, die einzeln mehr als 200 
Personen fassen 

  
  3.1.2 Versammlungsstätten mit mehreren Ver-

sammlungsräumen, die insgesamt mehr 
als 200 Personen fassen, wenn sie ge-
meinsame Rettungswege haben 
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  3.1.3 Versammlungsstätten im Freien mit Sze-

nenflächen, deren Besucherbereich mehr 
als 1.000 Personen fasst und ganz oder 
teilweise aus baulichen Anlagen besteht 

  
  3.1.4 Sportstadien, die mehr als 5.000 Perso-

nen fassen 
  
  3.2 Versammlungsräume, die nicht der 

SBauVO unterliegen 
  
  3.2.1 Gebäude mit Bühnen- / Szenenflächen / 

Filmvorführungen 
(ab 50 Personen) 

  
  3.2.2 Schank- und Speisewirtschaften in Ge-

bäuden mit mehr als 100 m² freier Grund-
fläche (Fläche ohne Einbauten) 
im Gastraum 

  
  3.2.3 wie 3.2.1, jedoch nicht ebenerdig (ab 50 

Personen) 
  
  3.2.4 Räume für Sportveranstaltungen in mehr-

fach genutzten Gebäuden ab 1.000 m² 
  
  4. Unterrichtsobjekte 
  
  4.1 Schulen nach SchulBauR 
  
  4.2 Ausbildungsstätten (SchulBauR nicht 

anwendbar) 
  
  4.2.1 Eigenständige Unterrichtsgebäude / -

trakte 
  
  4.2.2 Unterrichtsräume (ab 100 Personen) in 

sonst anders genutzten Gebäuden 
  
  4.2.3 wie 4.2.2, jedoch nicht ebenerdig (ab 50 

Personen) 
  
5. Hochhausobjekte 
  
5.1 Hochhäuser nach SBauVO (Teil 4 - 

Hochhäuser) 
  
6. Verkaufsobjekte 
  
6.1 Verkaufsstätten nach SBauVO 

(Teil 3 – Verkaufsstätten) 
  
6.2 Gemeinschaftsladenzentren mit mehr als 

2.000 m² Verkaufsfläche 
  
6.3 Verkaufsstätten, die nicht der SBauVO 

unterliegen 
  
6.3.1 Verkaufsstätten in Verbindung zu anders 

genutzten 
Gebäuden mit mehr als 1.000 m² Ver-
kaufsfläche 

  
6.3.2 Verkaufsstätten in Verbindung zu anders 

genutzten Gebäuden, jedoch nicht eben-
erdig mit mehr als 500 m² Verkaufsfläche 

  
7. Verwaltungsobjekte 

 
7.1 Mehrgeschossige Gebäude mittlerer Hö-

he mit mehr als 3.000 m² Nutzfläche 
  
7.2 Verwaltungsräume in mehrfach genutzten 

Gebäuden mittlerer Höhe mit mehr als 
1.000 m² Nutzfläche 

  
8. Ausstellungsobjekte 
  
8.1 Museen 
  
8.2 Messegebäude 
  
9. Garagen 
  
9.1 Großgaragen nach SBauVO (Teil 5 - Ga-

ragen) 
  
9.2 Unterirdische, geschlossene Mittelgara-

gen 
(> 500 m²) in Verbindung zu anders ge-
nutzten Gebäuden  

  
10. Gewerbeobjekte 
  
10.1 Herstellung, Produktion 
  
10.1.1 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung 

und Umgang von / mit überwiegend 
brennbaren Stoffen mit einer Brandab-
schnittsgröße von mehr als 800 m² 

  
10.1.2 wie 10.1.1, jedoch nicht ebenerdig mit 

einer Brandabschnittsgröße von mehr als 
400 m² 

  
10.1.3 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung 

und Umgang von / mit überwiegend 
nichtbrennbaren Stoffen mit 
einer Brandabschnittsgröße von mehr als 
1.600 m² 

  
10.1.4 wie 10.1.3, jedoch nicht ebenerdig mit 

einer Brandabschnittsgröße von mehr als 
800 m² 

  
110.1.5 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung 

und Umgang von / mit überwiegend 
brennbaren Flüssigkeiten, Gasen und 
Gefahrstoffen, die gemäß der Verord-
nung über brennbare Flüssigkeiten (VbF), 
Druckbehälter 
-Verordnung (DruckbehälterVO), Chemi-
kalien-Gesetz (ChemikalienG), Spreng-
stoffgesetz (SprengstoffG) mit besonde-
ren Brandschutzmaßnahmen durch das 
Staatliche Amt für Arbeitsschutz (StAfA), 
Staatliche Umweltamt (StUA) oder durch 
die Bezirksregierung genehmigt wurden 

  
110.1.6 wie 10.1.1, jedoch in umittelbarer Verbin-

dung zu Wohngebäuden mit einer Brand-
abschnittgröße von mehr als 200 m² 

  
110.2 Lagerung 
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110.2.1 Gebäude zur Lagerung brennbarer Flüs-

sigkeiten, die gemäß der Verordnung 
über brennbare Flüssigkeiten (VbF), 
Druckbehälter-Verordnung (Druckbehäl-
terVO), Chemikalien-Gesetz (Chemikali-
enG), Sprengstoffgesetz (SprengstoffG) 
mit besonderen Brandschutzmaßnahmen 
durch das Staatliche Amt für Arbeits-
schutz (StAfA), Staatliche Umweltamt 
(StUA) oder durch die Bezirksregierung 
genehmigt wurden 

  
110.2.2 Gebäude zur Lagerung überwiegend 

nichtbrennbarer Stoffe mit mehr als 3.200 
m² Lagerfläche 

  
110.2.3 wie 10.2.2, jedoch nicht ebenerdig mit 

mehr als 1.600 m² Lagerfläche 
  
110.2.4 Gebäude zur Lagerung brennbarer Stoffe 

mit mehr als 1.600 m² Lagerfläche 
  
110.2.5 wie 10.2.4, jedoch nicht ebenerdig mit 

mehr als 800 m² Lagerfläche 
  
110.2.6 Freilager für überwiegend brennbare 

Stoffe mit mehr als 5.000 m² Lagerfläche 
  
110.2.7 Hochregallager 
  
111. Sonderobjekte ( nach örtlicher Festle-

gung ) 
  
111.1 Besonders brandgefährdete Baudenkmä-

ler  
  
111.2 Landwirtschaftliche Betriebsgebäude mit 

mehr als 2.000 m³ in Verbindung mit 
Wohngebäuden 

  
111.3 Kirchen und Gebetsstätten 
  
111.4 Unterirdische Verkehrsanlagen 
  
11.5 Objekte mit radioaktiven Stoffen ab 

Gruppe 3 nach Strahlenschutzverord-
nung (StrahlenschutzVO) 

  
11.6 Hotel- und Gaststättenschiffe  
  
11.7 Bahnhöfe mit Verkaufsstätten größer als 

500 m² Verkaufsfläche 
  
11.8 Anlagen und Einrichtungen mit biologi-

schen Arbeitsstoffen ab Gefahrengruppe 
2 nach dem Entwurf der Richtlinie für den 
Feuerwehreinsatz in Anlagen mit biologi-
schen Arbeitsstoffen 

  
11.7 Flächen für die Feuerwehr, § 5 Abs. 5 

BauO NW 
- Zufahrten auf Grundstücke (nach örtli-
cher Festlegung) 

  
11.8 Schießstände und Schießanlagen 
  
11.9 Botschaften und Konsulate 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Gebühren 
für die Durchführung der Brandschau in der Stadt Horn-
Bad Meinberg wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 11.12.2012 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
536 1. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vom 11.12.2012 
 
Aufgrund § 7 Abs.3 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NW 1994, S. 666 ff.), zuletzt geändert 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 23.10.2012 
(GV NRW S. 474), hat der Rat der Stadt Horn-Bad Mein-
berg in seiner Sitzung am 06.12.2912 die folgende 1. Sat-
zung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Horn-Bad 
Meinberg vom 08.03.2010 beschlossen:  
 

Artikel 1 
 
§ 7 (Dringlichkeitsentscheidungen) erhält folgenden Satz 2: 
Im Falle der Verhinderung des Bürgermeisters wird er vom 
allgemeinen Vertreter vertreten. 
 

Artikel 2 
 
§ 9 (Aufwandsentschädigung, Verdienstausfallersatz) wird 
wie folgt geändert: 
 
1.) In Absatz 2 Satz 2 werden vor dem Wort „Teilnahme“ 

die Wörter „im Rahmen der Mandatsausübung erfor-
derliche“ eingefügt. 
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2.) Satz 2 in Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
 „Ein Anspruch auf Verdienstausfall besteht nach 

Maßgabe der §§ 44 und 45 GO NRW.“ 
 
3.) Absatz 4 Buchstabe f) wird zu Buchstabe d). 
 
4.) Absatz 4 Buchstabe d) wird zu Buchstabe e) und er-

hält folgende Fassung:  
„Personen, die 
1. einen Haushalt mit 
a) mindestens zwei Personen, von denen mindestens 
eine ein Kind unter 14 Jahren oder eine anerkannt 
pflegebedürftige Person nach § 14 SGB XI ist, oder 
b) mindestens drei Personen führen und 
2. nicht oder weniger als 20 Stunden je Woche er-
werbstätig sind,  
erhalten für die Zeit der mandatsbedingten Abwesen-
heit vom Haushalt den Regelstundensatz.  

 
 Auf Antrag werden statt des Regelstundensatzes die 

notwendigen Kosten für eine Vertretung im Haushalt 
ersetzt. 

 
Die Zahlung des Regelstundensatzes und der Kos-
tenerstattung für die notwendige Vertretung im Haus-
halt wird auf höchstens 50,00 Euro je Tag begrenzt.“ 
 

5.) Absatz 4 Buchstabe e) wird zu Buchstabe f) und er-
hält folgenden Satz 3:  
„Pro Stunde der Kinderbetreuung werden höchstens 
8,00 Euro erstattet.“ 

 
Artikel 3 

 
Diese Änderung tritt rückwirkend am Tage des Inkraft-
tretens des Gesetzes zur Stärkung des kommunalen  
 
Ehrenamtes und zur Änderung weiterer kommunal-
verfassungsrechtlicher Vorschriften, also zum 29.09.2012, 
in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 1. Satzung zur Änderung der Haupt-
satzung der Stadt Horn-Bad Meinberg wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
 
 
 
 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 11.12.2012 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
537 Absicht der Teil-Einziehung der Kreisstra-

ße 93, Abschnitt 2 in Horn-Bad Meinberg OT 
Fromhausen, Fromhausener Straße 

 
Die Kreisstraße 93,2 hat für den öffentlichen Verkehr keine 
Verkehrsbedeutung mehr.  
 
Der Kreis Lippe als Träger der Straßenbaulast beabsichtigt 
daher gem. § 7 Absätze 2 und 4 StrWG NRW, die Strecke 
der  
 
Kreisstraße 93 Abschnitt 2  
zwischen den Netzknotenpunkten 4119 024 und 4119 025  
von Station 0,000 bis Station 2,631 
mit einer Streckenlänge von insgesamt 2,631 km  
 
zum 01.05.2013 teilweise einzuziehen. 
 
Die Feldkarten des betroffenen Streckenabschnittes liegen 
in der Zeit vom 02.01. bis 02.03.2013 im Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 1. Obergeschoss, Zim-
mer 16) zu folgenden Zeiten zu Jedermanns Einsicht aus: 
Montags, dienstags, donnerstags und freitags von 8:30 Uhr 
und 12:00 Uhr, mittwochs von 7:30 Uhr bis 12:30 Uhr so-
wie donnerstags von 14:00 Uhr bis 17:30 Uhr. Zu weiteren 
Zeiten nach Rücksprache unter Tel. 05234-201-274. 
 
Belehrung über den Rechtsbehelf 
Gegen diese Entscheidung können innerhalb von drei Mo-
naten nach Bekanntgabe Einwendungen erhoben werden. 
Die Einwendungen sind schriftlich bei der Stadt Horn-
Bad Meinberg, Marktplatz 4, 32805 Horn-Bad Meinberg 
oder zur Niederschrift bei der o.a. Auslegungsstelle einzu-
legen. 
Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Be-
vollmächtigten versäumt werden, so würde dessen Ver-
schulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 07.12.2012 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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